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8. Dokumentation

Die folgende knappe Auswahldokumentation umfaßt die zentralen Dokumen-
te der Europapolitik 1984, auf die auch in den einzelnen Analysen dieses
Jahrbuchs häufig verwiesen wurde. Diejenigen Leser, denen an einer intensive-
ren Dokumentierung der europäischen Ereignisse gelegen ist, seien auf die
Quellenangaben in den Anmerkungen zu den Jahrbuch-Beiträgen sowie auf
umfassendere und weiterführende Quellen verwiesen (u.a. Amtsblatt und
Bulletin der EG, Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregie-
rung, Europa-Archiv, Europäische Zeitung).

Auf den Abdruck der EPZ-Erklärungen aus dem Berichtszeitraum wurde in
diesem Jahrbuch erstmals verzichtet, weil diese mittlerweile auch im Bulletin
der EG und in einer kontinuierlich ergänzten EPZ-Dokumentation des Aus-
wärtigen Amtes in Bonn sowie im Europa-Archiv veröffentlicht werden. Der
im Dezember 1984 veröffentlichte Zwischenbericht des ad hoc-Ausschusses für
institutionelle Fragen (sog. Dooge-Ausschuß) wurde nicht berücksichtigt.
Stattdessen wird im Jahrbuch der Europäischen Integration 1985 der Abschluß-
bericht dieses Ausschusses abgedruckt.
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1. Entwurf eines Vertrags zur Gründung der Europäischen Union, vom Euro-
päischen Parlament verabschiedet am 14. Februar 1984

Präambel
In dem Bestreben, das Werk der demokratischen Einigung Europas, dessen erste Ver-
wirklichung die Europäischen Gemeinschaften, das Europäische Währungssystem und
die Europäische Politische Zusammenarbeit sind, fortzusetzen und ihm neuen Auftrieb
zu verleihen, und überzeugt, daß es für Europa immer wichtiger wird, seine Identität zu
bestätigen;

Erfreut über die bisher erzielten positiven Ergebnisse, jedoch im Bewußtsein der Not-
wendigkeit, die Ziele des europäischen Aufbauwerks neu zu definieren und wirksamere
und demokratische Institutionen mit den zur Erreichung dieser Ziele erforderlichen Mit-
teln auszustatten;

Gestützt auf ihr Eintreten für die Grundsätze der pluralistischen Demokratie, der Ach-
tung der Menschenrechte und des Vorrangs des Rechts;

Unter Bekräftigung ihres Wunsches, zum Aufbau einer internationalen Gesellschaft
beizutragen, die auf der Zusammenarbeit der Völker und der Staaten, der friedlichen Re-
gelung von Konflikten, der Sicherheit und der Stärkung der internationalen Organisatio-
nen beruht;

In dem Willen, durch einen noch engeren Zusammenschluß Frieden und Freiheit zu
wahren und zu festigen, und mit der Aufforderung an die Völker Europas, die sich zu
dem gleichen hohen Ziel bekennen, sich diesen Bemühungen anzuschließen;

Entschlossen, die Solidarität zwischen den europäischen Völkern unter Achtung ihrer
historischen Persönlichkeit, ihrer Würde und ihrer Freiheit im Rahmen von freiwillig ak-
zeptierten gemeinsamen Institutionen zu stärken;

Überzeugt von der Notwendigkeit, die Mitwirkung der kommunalen und regionalen
Körperschaften am europäischen Aufbauwerk in hierfür geeigneten Formen zu ermögli-
chen;

In dem Wunsch, ihre gemeinsamen Ziele schrittweise zu verwirklichen, indem die er-
forderlichen Übergangszeiten eingehalten werden und jede Weiterentwicklung von der
Zustimmung der Völker und der Staaten abhängig gemacht wird;

In der Absicht, gemeinsamen Institutionen nach dem Grundsatz der Subsidiarität nur
die Zuständigkeiten zu übertragen, die sie benötigen, um die Aufgaben zu bewältigen,
die sie wirkungsvoller wahrnehmen können als jeder einzelne Mitgliedstaat für sich;

Haben die Hohen Vertragsparteien, die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaft sind, beschlossen, die EUROPÄISCHE UNION zu gründen.

Die Union

Gründung der Union

1. Durch diesen Vertrag gründen die Hohen Vertragsparteien untereinander die Euro-
päische Union.

Aufnahme neuer Mitglieder

2. Jeder demokratische europäische Staat kann die Mitgliedschaft in der Union beantra-
gen. Die Beitrittsregeln sowie die mit dem Beitritt verbundenen Anpassungen sind Ge-
genstand eines Vertrags zwischen der Union und dem Bewerberstaat. Dieser Vertrag
wird gemäß dem in Artikel 65 dieses Vertrags vorgesehenen Verfahren geschlossen.

Ein Beitrittsvertrag, der eine Änderung dieses Vertrags bedingt, kann erst geschlossen
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werden, nachdem das in Artikel 84 dieses Vertrags vorgesehene Vertragsänderungsver-
fahren durchgeführt worden ist.

Unionsb ürgerschaft

3. Die Bürger der Mitgliedstaaten sind als solche Bürger der Union. Die Unionsbürger-
schaft ist an die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats gebunden; sie kann nicht selb-
ständig erworben oder verloren werden. Die Unionsbürger nehmen am politischen Le-
ben der Union in den durch diesen Vertrag vorgesehenen Formen teil, genießen die ih-
nen durch die Rechtsordnung der Union zuerkannten Rechte und unterliegen den Nor-
men dieser Rechtsordnung.

Grundrechte

4.1. Die Union schützt die Würde des einzelnen und räumt jeder unter ihrer Rechtsho-
heit stehenden Person die Grundrechte und Grundfreiheiten ein, die sich insbesondere
aus den gemeinsamen Grundsätzen der Verfassungen der Mitgliedstaaten und der Euro-
päischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten ergeben.

2. Die Union verpflichtet sich, die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte,
die sich aus den Verfassungen der Mitgliedstaaten und der Europäischen Sozialcharta er-
geben, nach Maßgabe ihrer Zuständigkeiten aufrechtzuerhalten und auszubauen.

3. Innerhalb einer Frist von fünf Jahren beschließt die Union über ihren Beitritt zu den
vorgenannten internationalen Vertragswerken sowie zu den Pakten der Vereinten Natio-
nen über bürgerliche und politische Rechte und über wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte. Innerhalb der gleichen Frist verabschiedet die Union nach dem in Artikel 84 dieses
Vertrags vorgesehenen Vertragsänderungsverfahren ihre eigene Grundrechtserklärung.

4. Im Falle einer schwerwiegenden und anhaltenden Verletzung der demokratischen
Grundsätze oder der Grundrechte durch einen Mitgliedstaat können gemäß Artikel 44
dieses Vertrags Sanktionen verhängt werden.

Hoheitsgebiet der Union

5. Das Hoheitsgebiet der Union umfaßt alle Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten, wie sie
im Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und in den Bei-
trittsverträgen festgelegt sind, unter Berücksichtigung der aus dem Völkerrecht erwach-
senden Verpflichtungen.

Rechtspersönlichkeit der Union

6. Die Union besitzt Rechtspersönlichkeit. In jedem Mitgliedstaat besitzt die Union die
weitestgehende Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die juristischen Personen nach dessen
Rechtsvorschriften zuerkannt ist; sie kann insbesondere bewegliches und unbewegliches
Vermögen erwerben und veräußern sowie vor Gericht auftreten. Im Rahmen der interna-
tionalen Beziehungen ist die Union rechts- und geschäftsfähig, soweit dies zur Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben und zur Erreichung ihrer Ziele erforderlich ist.

Gemeinschaftlicher Besitzstand

7.1. Die Union macht sich den gemeinschaftlichen Besitzstand zu eigen.
2. Die Bestimmung der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften so-

wie der sich auf diese Gemeinschaften beziehenden Abkommen und Protokolle, die die
Ziele der Europäischen Gemeinschaften und ihren Geltungsumfang betreffen und die
durch diesen Vertrag weder ausdrücklich noch sinngemäß geändert werden, sind Teile
des Rechts der Union. Sie können nur nach dem in Artikel 84 dieses Vertrags vorgesehe-
nen Vertragsänderungsverfahren geändert werden.
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3. Die übrigen Bestimmungen der genannten Verträge, Abkommen und Protokolle
sind ebenfalls Teil des Rechts der Union, sofern sie nicht im Widerspruch zu diesem Ver-
trag stehen. Sie können nur nach dem in Artikel 38 dieses Vertrags vorgesehenen Verfah-
ren des Organgesetzes geändert werden.

4. Die Akte der Europäischen Gemeinschaften sowie die im Rahmen des Europäi-
schen Währungssystems und der Europäischen Politischen Zusammenarbeit getroffenen
Maßnahmen bleiben weiterhin in Kraft, sofern sie nicht im Widerspruch zu diesem Ver-
trag stehen und solange sie nicht durch Akte oder Maßnahmen der Institutionen der Uni-
on gemäß deren jeweiligen Zuständigkeiten ersetzt werden.

5. Die Union achtet alle von den Europäischen Gemeinschaften eingegangenen Ver-
pflichtungen, insbesondere die mit einem oder mehreren Drittstaaten oder einer interna-
tionalen Organisation geschlossenen Übereinkommen oder Abkommen.

Institutionen der Union

8. Die Erfüllung der der Union übertragenen Aufgaben erfolgt durch ihre Institutionen
und ihre Einrichtungen. Die Institutionen der Union sind:
— das Europäische Parlament,
— der Rat der Union,
— der Gerichtshof,
— der Europäische Rat.

Ziele, Aktionsweisen und Zuständigkeiten der Union

Ziele

9. Die Ziele der Union sind:
— eine menschliche und harmonische Entwicklung der Gesellschaft zu erreichen, deren
Grundlage insbesondere das Streben nach Vollbeschäftigung, die schrittweise Beseiti-
gung der zwischen ihren Regionen bestehenden Ungleichgewichte, der Schutz der Um-
welt und die Schaffung verbesserter Umweltbedingungen sowie der wissenschaftliche und
kulturelle Fortschritt ihrer Völker sind,
— eine wirtschaftliche Entwicklung ihrer Völker im Rahmen eines freien Binnenmarktes
bei stabiler Währung, außenwirtschaftlichem Gleichgewicht und stetigem Wirtschafts-
wachstum, ohne unterschiedliche Behandlung der Staatsangehörigen und Unternehmen
der verschiedenen Mitgliedstaaten dadurch herbeizuführen, daß sie die Fähigkeiten der
Staaten, ihrer Bürger und Unternehmen zur solidarischen Anpassung ihrer Strukturen
und Tätigkeiten an die wirtschaftlichen Änderungen stärkt,
— in den internationalen Beziehungen Sicherheit, Frieden, Zusammenarbeit, Entspan-
nung, Abrüstung und Freizügigkeit von Personen und Ideen sowie die Verbesserung der
internationalen Handels- und Währungsbeziehungen zu fördern,
— dazu beizutragen, daß sich alle Völker der Welt in harmonischer und gerechter Weise
entwickeln, um ihnen zu erlauben, sich aus der Unterentwicklung und vom Hunger zu be-
freien und ihre politischen, wirtschaftlichen und sozialen Rechte uneingeschränkt wahr-
zunhemen.

Aktionsweisen

10.1. Um diese Ziele zu erreichen, handelt die Union entweder im Wege der gemeinsa-
men Aktion oder der Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten; die diesen Metho-
den vorbehaltenen Bereiche werden in diesem Vertrag festgelegt.

2. Unter gemeinsamer Aktion ist die Gesamtheit der — internen und internationalen
— Rechtshandlungen auf dem Gebiet der Gesetzgebung, der Verwaltung, der Finanzen
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und der Gerichtsbarkeit sowie der Programme und Empfehlungen der Union zu verste-
hen, die von ihren Institutionen ausgehen, und sich entweder an diese selbst, an die Staa-
ten oder an einzelne richten.

3. Unter Zusammenarbeit sind die Verpflichtungen zu verstehen die die Mitgliedstaa-
ten in Rahmen des Europäischen Rates eingehen.

Die Ergebnisse der Zusammenarbeit werden von den Mitgliedstaaten oder von den
Institutionen der Union nach den vom Europäischen Rat festgesetzten Regeln um-
gesetzt.

Übergang von der Methode der Zusammenarbeit zur Methode der gemeinsamen Aktion

11.1. In den in Artikel 54 Abs. 1 und Artikel 68 Abs. 2 dieses Vertrags vorgesehenen
Fällen können bestimmte Bereiche, die der Zusammenarbeit zwischen den Staaten unter-
liegen, Gegenstand gemeinsamer Aktionen werden. Auf Vorschlag entweder der Kom-
mission, des Rates der Union, des Parlaments oder eines oder mehrerer Mitgliedstaaten
beschließt der Europäische Rat nach Anhörung der Kommission und mit Zustimmung
des Parlaments, diese Bereiche der ausschließlichen oder konkurrierenden Zuständigkeit
der Union zu unterstellen.

2. In den Bereichen, die der gemeinsamen Aktion unterliegen, kann die gemeinsame
Aktion nicht durch die Zusammenarbeit ersetzt werden.

Zuständigkeiten

12.1. Weist dieser Vertrag der Union eine ausschließliche Zuständigkeit zu, so sind allein
die Instituionen der Union handlungsbefugt; die nationalen Behörden können nur inso-
weit eingreifen, als das Gesetz der Union dies vorsieht. Solange die Union keine Gesetze
erläßt, bleiben die einzelstaatlichen Vorschriften in Kraft.

2. Weist dieser Vertrag der Union eine konkurrierende Zuständigkeit zu, so handeln
die Mitgliedstaaten, soweit die Union nicht tätig geworden ist. Die Union wird nur tätig,
um die Aufgaben zu verwirklichen, die gemeinsam wirkungsvoller wahrgenommen wer-
den können als von einzelnen Mitgliedstaaten allein, insbesondere Aufgaben, deren Be-
wältigung ein Handeln der Union erfordert, weil ihre Ausmaße oder ihre Auswirkungen
über die nationalen Grenzen hinausreichen. Das Gesetz, das die gemeinsame Aktion auf
einem Gebiet auslöst, mit dem sich die Union oder die Gemeinschaften noch nicht befaßt
haben, muß nach dem Verfahren des Organgesetzes angenommen werden.

Durchführung des Unionsrechts

13. Bei der Durchführung des Unionsrechts arbeiten die Union und die Mitgliedstaaten
vertrauensvoll zusammen. Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen allge-
meiner oder besonderer Art zur Erfüllung der Verpflichtungen, die sich aus diesem Ver-
trag oder aus Handlungen der Institutionen der Union ergeben. Sie erleichtern dieser die
Erfüllung ihrer Aufgaben. Sie unterlassen alle Maßnahmen, welche die Verwirklichung
der Ziele der Union gefährden könnten.

Institutionelle Bestimmungen

DIE INSTITUTIONEN DER UNION

Europäisches Parlament

14. Das Europäische Parlament wird in allgemeiner, unmittelbarer, freier und geheimer
Wahl von den Bürgern der Union gewählt. Die Legislaturperiode beträgt fünf Jahre.

Ein Organgesetz legt ein einheitliches Wahlverfahren fest; bis zum Inkrafttreten dieses
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Organgesetzes bleibt das für die Wahl des Parlaments der Europäischen Gemeinschaften
geltende Wahlverfahren in Kraft.

Mitglieder des Parlaments
15. Die Mitglieder des Parlaments handeln und beschließen als einzelne und persönlich.
Sie sind weder an Aufträge noch an Weisungen gebunden.

Aufgaben des Parlaments
16. Das Parlament
— wirkt gemäß diesem Vertrag an den Gesetzgebungs- und Haushaltsverfahren sowie
am Abschluß internationaler Übereinkommen mit,
— ermöglicht die Einsetzung der Kommission, indem es ihr politisches Programm billigt,
— übt die politische Kontrolle über die Kommission aus,
— hat die Befugnis, mit qualifizierter Mehrheit einen Mißtrauensantrag anzunehmen,
der die Mitglieder der Kommission zwingt, geschlossen ihr Amt niederzulegen,
— besitzt eine Untersuchungsbefugnis und nimmt die Petitionen entgegen, die von den
Bürgern der Union an es gerichtet werden,
— übt die sonstigen Zuständigkeiten aus, die ihm durch diesen Vertrag zugewiesen wer-
den.

Mehrheiten im Parlament

17.1. Das Parlament beschließt mit einfacher Mehrheit, d.h. mit der Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen ohne Berücksichtigung der Enthaltungen.

2. In den ausdrücklich in diesem Vertrag vorgesehenen Fällen beschließt das Parla-
ment

a) entweder mit absoluter Mehrheit, d.h. mit der Mehrheit seiner Mitglieder;
b) oder mit qualifizierter Mehrheit, d.h. mit der Mehrheit seiner Mitglieder und zwei

Dritteln der abgegebenen Stimmen ohne Berücksichtigung der Enthaltungen. Bei der
Haushaltsabstimmung in zweiter Lesung gilt als qualifizierte Mehrheit die Mehrheit der
Mitglieder des Parlaments und drei Fünftel der abgegebenen Stimmen ohne Berücksichti-
gung der Enthaltungen.

Untersuchungsbefugnis und Petitionen
18. Die Regeln über die Ausübung der Untersuchungsbefugnis des Parlaments und des
Rechts der Bürger, Petitionen an das Parlament zu richten, werden durch Organgesetze
bestimmt.

Geschäftsordnung des Parlaments
19. Das Parlament gibt sich mit absoluter Mehrheit seine Geschäftsordnung.

Rat der Union

20. Der Rat der Union setzt sich aus Vertretungen der Mitgliedstaaten zusammen, die
von ihren jeweiligen Regierungen ernannt werden; jede Vertretung wird von einem Mini-
ster geleitet, der in besonderer Weise und ständig mit den Angelegenheiten der Union
beauftragt ist.

Aufgaben des Rates der Union
21. Der Rat
— wirkt gemäß diesem Vertrag an den Gesetzgebungs- und Haushaltsverfahren sowie
am Abschluß internationaler Übereinkommen mit,
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— übt die Zuständigkeiten aus, die ihm im Bereich der internationalen Beziehungen an-
vertraut sind, und beantwortet die von den Mitgliedern des Parlaments zu diesem Bereich
eingereichten schriftlichen und mündlichen Anfragen,
— übt die sonstigen Zuständigkeiten aus, die ihm durch diesen Vertrag übertragen wer-
den.

Gewichtung der Stimmen im Rat der Union

22. Die Stimme jeder einzelnen Vertretung wird in der in Artikel 148 Abs. 2 des Ver-
trags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vorgesehenen Weise ge-
wogen.

Beim Beitritt neuer Mitgliedstaaten wird die Gewichtung ihrer Stimmen im Beitritts-
vertrag festgelegt.

Mehrheiten im Rat der Union
23.1. Der Rat beschließt mit einfacher Mehrheit, d.h. mit der Mehrheit der abgegebenen
gewogenen Stimmen ohne Berücksichtigung der Enthaltungen.
2. In den in diesem Vertrag ausdrücklich vorgesehenen Fällen beschließt der Rat:

a) entweder mit absoluter Mehrheit, d.h. mit der Mehrheit der gewogenen Stimmen,
die mindestens die Hälfte der Vertretungen umfassen, ohne Berücksichtigung der Ent-
haltungen,

b) oder mit qualifizierter Mehrheit, d.h. mit der Mehrheit von zwei Dritteln der gewo-
genen Stimmen, die die Mehrheit der Vertretungen umfassen, ohne Berücksichtigung der
Enthaltungen. Bei der Haushaltsabstimmung in zweiter Lesung gilt als qualifizierte
Mehrheit die Mehrheit von drei Fünfteln der gewogenen Stimmen, die die Mehrheit der
Vertretungen umfassen, ohne Berücksichtigung der Enthaltungen,

c) oder mit Einstimmigkeit der Vertretungen, ohne Berücksichtigung der Enthaltun-
gen.

3. Während einer Übergangszeit von zehn Jahren wird, sofern eine Vertretung ein vi-
tales einzelstaatliches Interesse geltend macht, das von dem zu fassenden Beschluß be-
troffen ist und das von der Kommission als solches anerkannt wird, die Abstimmung ver-
tagt, damit erneut über die Frage beraten werden kann. Die Gründe für den Antrag auf
Vertagung sind zu veröffentlichen.

Geschäftsordnung des Rates der Union
24. Der Rat gibt sich mit absoluter Mehrheit seine Geschäftsordnung. Die Geschäftsord-
nung sieht die Öffentlichkeit der Sitzungen vor, in denen der Rat als Legislative oder
Haushaltsbehörde handelt.

Kommission

25. Die Kommission nimmt innerhalb von sechs Monaten nach der Wahl des Parlaments
ihre Tätigkeit auf.

Zu Beginn jeder Legislaturperiode ernennt der Europäische Rat den Präsidenten der
Kommission; dieser bildet die Kommission nach Anhörung des Europäischen Rates.

Die Kommission legt dem Parlament ihr Programm vor. Sie nimmt ihre Tätigkeit nach
ihrer Einsetzung durch das Parlament auf. Sie bleibt bis zur Einsetzung der neuen Kom-
mission im Amt.

Zusammensetzung der Kommission
26. Der Aufbau und die Arbeitsweise der Kommission sowie die Rechtsstellung ihrer
Mitglieder werden durch ein Organgesetz geregelt. Bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes
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finden die Vorschriften über den Aufbau und die Arbeitsweise der Kommission der
Europäischen Gemeinschaften sowie die Rechtsstellung ihrer Mitglieder auf die Kommis-
sion der Union Anwendung.

Geschäftsordnung der Kommission

27. Die Kommission gibt sich ihre Geschäftsordnung.

Aufgaben der Kommission

28. Die Kommission
— definiert in dem Programm, das sie dem Parlament zur Billigung unterbreitet, die
Leitlinien für die Tätigkeit der Union,
— ergreift die sich daraus ergebenden Initiativen,
— hat das Recht der Gesetzesinitiative und wirkt am Gesetzgebungsverfahren mit,
— erläßt die Durchführungsverordnungen zu den Gesetzen und faßt die erforderlichen
Ausführungsbeschlüsse,
— unterbreitet den Entwurf des Haushaltsplans,
— führt den Haushaltsplan aus,
— vertritt die Union in den in diesem Vertrag vorgesehenen Fällen in den Außenbezie-
hungen,
— wacht über die Anwendung des Vertrags und der Gesetze der Union,
— übt die sonstigen Zuständigkeiten aus, die ihr durch diesen Vertrag zugewiesen wer-
den.

Verantwortlichkeit der Kommission gegenüber dem Parlament
29.1. Die Kommission ist dem Parlament gegenüber verantwortlich.

2. Sie beantwortet die von seinen Mitgliedern gestellten schriftlichen und mündlichen
Anfragen.

3. Die Mitglieder der Kommission müssen nach einem mit qualifizierter Mehrheit an-
genommenen Mißtrauensantrag des Parlaments geschlossen ihr Amt niederlegen. Die
Entscheidung über den Mißtrauensantrag kann nur in offener Abstimmung und nicht vor
Ablauf von drei Tagen nach Einbringung des Antrags erfolgen.

4. Nach dem Mißtrauensvotum wird eine neue Kommission nach dem in Artikel 25
dieses Vertrags vorgesehenen Verfahren gebildet. Bis zur Einsetzung der neuen Kommis-
sion führt die Kommission, der das Mißtrauen ausgesprochen wurde, die laufenden Ge-
schäfte.

Gerichtshof

30.1. Der Gerichtshof sichert die Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwen-
dung dieses Vertrags und jedes auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsakts.

2. Die Mitglieder des Gerichtshofs werden jeweils zur Hälfte vom Parlament und vom
Rat der Union ernannt. Bei ungerader Mitgliederzahl ernennt das Parlament ein Mitglied
mehr als der Rat.

3. Der organisatorische Aufbau des Gerichtshofs, die Zahl und die Rechtsstellung sei-
ner Mitglieder und die Dauer ihres Mandats werden durch ein Organgesetz geregelt, in
dem auch das Verfahren für ihre Ernennung und die dazu erforderlichen Mehrheiten
festgelegt werden. Bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten für den Gerichtshof der
Union die einschlägigen Bestimmungen der Gemeinschaftsverträge und die für ihre
Durchführung getroffenen Maßnahmen.

4. Der Gerichtshof gibt sich seine Verfahrensordnung.
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Europäischer Rat

31. Der Europäische Rat besteht aus den Staats- bzw. Regierungschefs der Mitgliedstaa-
ten der Union und dem Präsidenten der Kommission, der mit Ausnahme der Aussprache
über die Ernennung seines Nachfolgers und über die Ausarbeitung von an die Kommis-
sion gerichteten Botschaften und Empfehlungen an den Arbeiten des Europischen Rates
teilnimmt.

Aufgaben des Europäischen Rates

32.1. Der Europäische Rat
— gibt Empfehlungen und geht Verpflichtungen im Bereich der Zusammenarbeit ein,
— beschließt in den in diesem Vertrag vorgesehenen Fällen und nach dem in Artikel 11
vorgesehenen Verfahren über die Ausweitung der Zuständigkeiten der Union,
— ernennt den Präsidenten der Kommission,
— richtet Botschaften an die übrigen Institutionen der Union,
— unterrichtet das Parlament regelmäßig über die Tätigkeit der Union in den in ihre Zu-
ständigkeit fallenden Bereichen,
— beantwortet die von den Mitgliedern des Parlaments eingereichten schriftlichen und
mündlichen Anfragen,
— nimmt die sonstigen Aufgaben wahr, die ihm durch diesen Vertrag zugewiesen wer-
den.

2. Der Europäische Rat legt seine eigenen Beschlußfassungsverfahren fest.

Einrichtungen der Union
33.1. Die Union verfügt über folgende Einrichtungen:
— den Rechnungshof,
— den Wirtschafts- und Sozialausschuß,
— die Europäische Investitionsbank,
— den Europäischen Währungsfonds.

Die Vorschriften über die Zuständigkeitsbereiche und Befugnisse dieser Einrichtun-
gen, ihren organisatorischen Aufbau und ihre Zusammensetzung werden durch Organge-
setze festgelegt.

2. Die Mitglieder des Rechnungshofes werden jeweils zur Hälfte vom Parlament und
vom Rat der Union ernannt.

3. Der Wirtschafts- und Sozialausschuß ist eine beratende Einrichtung für die
Kommission, das Parlament, den Rat der Union und den Europäischen Rat und kann
aus eigener Initiative Stellungnahmen an diese richten. Der Ausschuß wird zu jedem
Vorschlag konsultiert, der entscheidende Auswirkungen auf die Formulierung und
Durchführung der Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik hat. Der Ausschuß gibt sich
seine Geschäftsordnung. Die Zusammensetzung des Ausschusses muß eine angemes-
sene Vertretung der verschiedenen Gruppen des wirtschaftlichen und sozialen Lebens
sicherstellen.

4. Der Europäische Währungsfonds verfügt über die zur Sicherung der Währungssta-
bilität erforderliche Autonomie.

5. Für jede der vorgenannten Einrichtungen gelten die Bestimmungen, die zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens diese Vertrags auf die entsprechenden Gemeinschaftseinrichtun-
gen Anwendung finden.

Die Union kann durch Organgesetz weitere zu ihrem Funktionieren notwendige Ein-
richtung schaffen.
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DIE AKTE DER UNION

Definition des Gesetzes

34.1. Das Gesetz bestimmt die für die gemeinsame Aktion geltenden Regeln. Es be-
schränkt sich soweit wie möglich auf die Festlegung der Grundsätze, auf denen die ge-
meinsame Aktion beruht, und überläßt es den für ihre Durchführung zuständigen Stellen
der Union oder der Mitgliedstaaten, Durchführungsbestimmungen festzulegen.

2. Der organisatorische Aufbau und die Funktionsweise der Institutionen sowie weite-
re in diesem Vertrag ausdrücklich genannte Bereich werden nach dem in Artikel 38 die-
ses Vertrags vorgesehenen besonderen Verfahren durch Organgesetze geregelt.

3. Das Haushaltsgesetz wird gemäß den Bestimmungen von Artikel 76 dieses Vertrags
verabschiedet.

Unterschiedliche Anwendung des Gesetzes
35. Das Gesetz kann für die Durchführung seiner Bestimmungen unterschiedliche Über-
gangsfristen oder -maßnahmen für die einzelnen Adressaten vorsehen, wenn seine ein-
heitliche Anwendung aufgrund der spezifischen Lage, in der sich einige der Adressaten
befinden, besondere Schwierigkeiten aufwirft. Diese Fristen und Maßnahmen müssen je-
doch zum Ziel haben, die spätere Anwendung aller Bestimmungen des Gesetzes auf alle
Adressaten zu erleichtern.

Legislative

36. Das Parlament und der Rat der Union üben gemeinsam unter aktiver Beteiligung der
Kommission die Gesetzgebungsbefugnis aus.

Gesetzesinitiative und Vorlage von Änderungsvorschlägen
37.1. Die Kommission hat das Recht der Gesetzesinitiative. Sie kann die von ihr unter-
breiteten Gesetzentwürfe jederzeit zurückziehen, bis das Parlament oder der Rat der
Union sie in erster Lesung ausdrücklich angenommen hat.

2. Auf begründete Aufforderung des Parlaments oder des Rats legt die Kommission ei-
nen der Aufforderung entsprechenden Gesetzentwurf vor. Im Fall der Weigerung der Kom-
mission kann das Parlament oder der Rat gemäß den in ihren Geschäftsordnungen festgeleg-
ten Verfahren einen ihrer ursprünglichen Aufforderungen entsprechenden Gesetzentwurf
einbringen. Die Kommission muß ihre Stellungnahme zu dem Entwurf abgeben.

3. Unter den in Artikel 38 dieses Vertrags vorgesehenen Bedingungen
— kann die Kommission für jeden Gesetzenwurf Änderungsvorschläge vorlegen; über
diese Änderungsvorschläge wird vorrangig abgestimmt;
— können die Mitglieder des Parlaments und die Vertretungen der Mitgliedstaaten im
Rat im Rahmen der Aussprachen innerhalb ihrer jeweiligen Institutionen ebenfalls Än-
derungsvorschläge vorlegen.

Verabschiedung der Gesetze

38.1.Alle Gesetzentwürfe werden dem Parlament unterbreitet. Innerhalb von sechs Mo-
naten billigt das Parlament den Entwurf mit oder ohne Änderungen. Ein Organgesetz-
entwurf kann vom Parlament mit absoluter Mehrheit geändert werden; für seine Billi-
gung ist eine qualifizierte Mehrheit erforderlich.

Werden die für die Billigung des Entwurfs erforderlichen Mehrheit nicht erzielt, so hat
die Kommission das Recht, ihn zu ändern und ihn dem Parlament erneut zu unterbreiten.

2. Der vom Parlament mit oder ohne Änderungen gebilligte Entwurf wird dem Rat der
Union übermittelt. Die Kommission kann innerhalb eines Monats nach der Billigung durch
das Parlament eine Stellungnahme abgeben, die ebenfalls dem Rat übermittelt wird.
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3. Der Rat beschließt innerhalb von sechs Monaten. Billigt er den Entwurf mit absolu-
ter Mehrheit, ohne ihn zu ändern, oder lehnt er ihn einstimmig ab, so ist das Gesetzge-
bungsverfahren beendet.

Hat die Kommission ausdrücklich eine negative Stellungnahme zu dem Entwurf abge-
geben oder handelt es sich um einen Entwurf für ein Organgesetz, so billigt der Rat den
Entwurf mit qualifizierter Mehrheit, ohne ihn zu ändern, oder lehnt ihn mit der gleichen
Mehrheit ab; in diesen Fällen ist das Gesetzgebungsverfahren beendet.

Wurde bei der Abstimmung über den Entwurf keines der obengenannten erforderli-
chen Ergebnisse erzielt oder wurde der Entwurf mit einfacher oder — bei Organgesetzen
— mit absoluter Mehrheit geändert, so wird das in Absatz 4 dieses Artikels vorgesehene
Konzertierungsverfahren eröffnet.

4. In den im letzten Unterabsatz von Absatz 3 dieses Artikels genannten Fällen tritt
der Konzertierungsausschuß zusammen. Dieser Ausschuß setzt sich aus einer Delegation
des Rates der Union und einer Delegation des Parlaments zusammen. Die Kommission
nimmt an den Arbeiten des Ausschusses teil. Einigt sich der Ausschuß innerhalb von drei
Monaten auf einen gemeinsamen Text, so wird dieser Text dem Parlament und dem Rat
zur Billigung unterbreitet; diese beschließen innerhalb von drei Monaten mit absoluter
Mehrheit oder — bei Organgesetzen — mit qualifizierter Mehrheit. Änderungen sind
nicht zulässig.

Erzielt der Ausschuß innerhalb der vorgenannten Frist keine Einigung, so wird der aus
dem Rat hervorgegangene Text dem Parlament zur Billigung unterbreitet, das innerhalb
von drei Monaten mit absoluter Mehrheit oder — bei Organgesetzen — mit qualifizierter
Mehrheit entscheidet. Es sind nur Änderungen zulässig, die von der Kommission vorge-
legt wurden. Innerhalb von drei Monaten kann der Rat den vom Parlament angenomme-
nen Text mit qualifizierter Mehrheit ablehnen. Es sind keine Änderungen mehr zulässig.

5. Unbeschadet des Artikels 23 Abs. 3 dieses Vertrages gilt, wenn das Parlament oder
der Rat innerhalb der ihnen gesetzten Fristen keine Abstimmung über den Entwurf
durchführen, dies als Annahme des Entwurfs durch die Institution, die nicht Stellung ge-
nommen hat. Ein Gesetz kann jedoch nicht als angenommen gelten, wenn es nicht entwe-
der vom Parlament oder vom Rat ausdrücklich gebilligt wurde.

6. Das Parlament und der Rat können, sofern eine bestimmte Situation dies erfordert,
die in diesem Artikel vorgesehenen Fristen einvernehmlich verlängern.

Gesetzesveröffentlichung
39. Unbeschadet des Artikels 76 Abs. 4 dieses Vertrags stellt der Präsident desjenigen
Teils der Legislative, der als letzter ausdrücklich einen Beschluß gefaßt hat, den Ab-
schluß des Gesetzgebungsverfahrens fest und veranlaßt unverzüglich die Veröffentli-
chung des Gesetzes im Amtsblatt der Union.

Befugnisse zum Erlaß von Verordnungen

40. Die Kommission erläßt die zur Ausführung des Gesetzes erforderlichen Verordnun-
gen und Beschlüsse, wobei sie sich an die im Gesetz vorgesehenen Verfahren hält. Die
Verordnungen werden im Amtsblatt der Union veröffentlicht, und die Beschlüsse wer-
den denjenigen, an die sie sich richten, formell zur Kenntnis gebracht. Das Parlament
und der Rat der Union werden unverzüglich unterrichtet.

Anhörung der Betroffenen
41. Vor Verabschiedung einer Maßnahme hören die Institutionen der Union, soweit
möglich und zweckmäßig, die Betroffenen an. Die Verfahren für diese Anhörung werden
durch Gesetz der Union festgelegt.
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Recht der Union
42. Das Recht der Union gilt unmittelbar in den Mitgliedstaaten. Es hat Vorrang vor
dem Recht der Mitgliedstaaten. Unbeschadet der Zuständigkeit der Kommission wird die
Anwendung dieses Rechts durch die Behörden der Mitgliedstaaten sichergestellt. In ei-
nem Organgesetz werden die Verfahren festgelegt, nach denen die Kommission diese
Anwendung überwacht. Die einzelstaatlichen Gerichte müssen das Recht der Union an-
wenden.

Richterliche Kontrolle

43. Die Gemeinschaftsvorschriften über die richterliche Kontrolle finden in der Union
Anwendung. Sie werden durch ein Organgesetz unter Berücksichtigung folgender
Grundsätze ergänzt:
— Erweiterung des Klagerechts von Einzelpersonen gegen Akte der Union, die sie be-
schweren,
— Gleiches Beschwerderecht und Gleichbehandlung aller Institutionen vor dem Ge-
richtshof,
— Zuständigkeit des Gerichtshofs für den Schutz der Grundrechte gegenüber der Union,
— Zuständigkeit des Gerichtshofs, einen Akt der Union im Rahmen eines Vorabent-
scheidungsverfahrens zur Gültigkeitsprüfung oder aufgrund einer Einrede der Rechtswi-
drigkeit aufzuheben,
— Eröffnung eines Kassationsverfahrens vor dem Gerichtshof gegen einzelstaatliche
letztinstanzliche Gerichtsentscheidungen, in denen die Befassung des Gerichtshofs im
Wege der Vorabentscheidung des Gerichtshofs mißachtet wird,
— Befugnis des Gerichtshofs, die Verletzungen der sich aus dem Recht der Union erge-
benden Verpflichtungen durch die Mitgliedstaaten zu ahnden,
— obligatorische Zuständigkeit des Gerichtshofs für die Entscheidung von Streitigkeiten
zwischen den Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit den Zielen der Union.

Sanktionen
44. In dem in Artikel 4 Abs. 4 dieses Vertrags vorgesehenen Fall sowie in jedem anderen
Fall einer schwerwiegenden und anhaltenden Verletzung der Vertragsbestimmungen
durch einen Mitgliedstaat, die vom Gerichtshof auf Antrag des Parlaments oder der
Kommission festgestellt wurde, kann der Europäische Rat nach Anhörung des betroffe-
nen Staates mit Zustimmung des Parlaments Maßnahmen treffen,
— durch die die Rechte, die sich aus der Anwendung eines Teils oder der Gesamtheit der
Vertragsbestimmungen ergeben, für den betreffenden Staat und seiner Angehörigen aus-
gesetzt werden, unbeschadet der von den letztgenannten erworbenen Rechte,
— die so weit gehen können, daß die Teilnahme des betreffenden Staates am Europäi-
schen Rat und am Rat der Union sowie an allen anderen Einrichtungen, in denen der
Staat als solcher vertreten ist, ausgesetzt wird.

Der betreffende Staat nimmt nicht an der Abstimmung über die Sanktionen teil.

Die Politiken der Union

Allgemeines
45.1. Auf der Grundlage des gemeinschaftlichen Besitzstandes setzt die Union gemäß
diesem Vertrag, insbesondere gemäß Artikel 9, die eingeleiteten Maßnahmen fort und
ergreift neue Maßnahmen.

2. Die Struktur- und Konjunkturpolitiken der Union werden so ausgearbeitet und
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durchgeführt, daß sie zusammen mit einer gleichgewichtigen Ausweitung der gesamten
Union eine fortschreitende Verringerung der zwischen den verschiedenen Gebieten und
Regionen bestehenden Ungleichgewichte ermöglichen.

Einheitlicher Rechtsraum

46. Außerhalb der von gemeinsamen Aktionen erfaßten Bereiche erfolgt die Koordinie-
rung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften im Hinblick auf die Schaffung eines einheit-
lichen Rechtsraums im Wege der Zusammenarbeit, um insbesondere
— Maßnahmen zur Stärkung des Zugehörigkeitsgefühls der Bürger zur Union zu ergrei-
fen;
— die internationalen Formen der Kriminalität einschließlich des Terrorismus zu be-
kämpfen.

Die Kommission und das Parlament können Empfehlungen in diesem Sinne an den Eu-
ropäischen Rat richten.

Wirtschaftspolitik

Binnenmarkt und Freizügigkeit
47.1. Die Union hat die ausschließliche Zuständigkeit, die Freizügigkeit der Personen
und den freien Diestleistungs-, Güter- und Kapitalverkehr in ihrem Hoheitsgebiet zu
vollenden, zu sichern und auszubauen; außerdem besitzt sie die ausschießliche Zustän-
digkeit im Bereich des Handels zwischen den Mitgliedstaaten.

2. Diese Liberalisierung erfolgt auf der Grundlage von präzisen und verbindlichen
Programmen und Zeitplänen, die von der Legislative nach den Regeln des Gesezge-
bungsverfahrens festgelegt werden. Die Kommission legt die Durchführungsbestimmun-
gen für diese Programme fest.

3. Durch diese Programme muß die Union
— innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Vertrags die Freizügigkeit für
Personen und den freien Güterverkehr, was insbesondere die Abschaffung der Personen-
kontrollen an den Binnengrenzen umfaßt,
— innerhalb von fünf Jahren nach Inkrafttreten diese Vertrags den feien Dienstleistungs-
verkehr einschließlich des Bankenwesens und aller Formen des Versicherungswesens,
— innerhalb von zehn Jahren nach Inkrafttreten dieses Vertrags den freien Kapitalver-
kehr

verwirklicht.

Wettbewerb
48. Die Union hat die ausschließliche Zuständigkeit für die Vollendung und den Ausbau
der Wettbewerbspolitik auf der Ebene der Union, unter Berücksichtigung
— der Notwendigkeit, auf der Grundlage der in Artikel 66 des Vertrags über die Grün-

dung der Europäischen Gemeinschaft für die Genehmigung von Unternehmenszu-
sammenschlüssen zu schaffen,

— der Erfordernisse der Umstrukturierung und Stärkung der Industrie der Union ange-
sichts der tiefgreifenden Störungen, die der internationale Wettbewerb hervorrufen
kann,

— der Notwendigkeit, jede Diskriminierung zwischen privaten und öffentlichen Unter-
nehmen zu untersagen.

Angleichung der Rechtsvorschriften für Unternehmen und der Steuergesetzgebung
49. Die Union ergreift Maßnahmen zur Angleichung der Gesetzes-, Verordnungs- und
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Verwaltungsvorschriften für Unternehmen, insbesondere Gesellschaften, sofern sich die-
se Vorschriften unmittelbar auf eine gemeinsame Aktion der Union auswirken. Durch
Gesetz wird ein europäisches Unternehmensstatut geschaffen.

In dem für die Verwirklichung der wirtschaftlichen Integration der Union erforderli-
chen Maße erfolgt durch Gesetz eine Angleichung der Steuergesetzgebung.

Konj unkturpolitik

50.1. Die Union besitzt die konkurrierende Zuständigkeit im Bereich der Konjunkturpo-
litik, um insbesondere die Koordinierung der Wirtschaftspolitik innerhalb der Union zu
erleichtern.

2. Die Kommission legt unter Berücksichtigung der gesetzlich festgelegten Grundsätze
und Grenzen Leitlinien und Ziele fest, nach denen sich die Maßnahmen der Mitgliedstaa-
ten richten müssen.

3. Die Bedingungen, unter denen die Kommission darüber wacht, daß die von den
Mitgliedstaaten getroffenen Maßnahmen den von ihr festgelegten Zielen entsprechen,
werden durch Gesetz festgelegt. Es ermächtigt die Kommission, die monetäre, budgetäre
oder finanzielle Unterstützung durch die Union von der Beachtung der in Anwendung
von Abs. 2 dieses Artikels getroffenen Maßnahmen abhängig zu machen.

4. Die Bedingungen, unter denen die Kommission in Konzertierung mit den Mitglied-
staaten die Haushalts- und Finanzmechanismen der Union für konjunkturelle Zwecke
nutzt, werden durch Gesetz festgelegt.

Kreditpolitik
51. Die Union besitzt konkurrierende Zuständigkeit für die europäische Geld- und Kre-
ditpolitik, insbesondere mit dem Ziel der Abstimmung in der Inanspruchnahme des Ka-
pitalmarkts durch Schaffung eines europäischen Kapitalmarktausschusses sowie der Er-
richtung einer europäischen Bankenaufsichtsbehörde.

Europäisches Währungssystem

52.1. Alle Mitgliedstaaten beteiligen sich vorbehaltlich des in Artikel 35 dieses Vertrags
enthaltenen Grundsatzes am Europäischen Währungssystem.

2. Die Union besitzt die konkurrierende Zuständigkeit, um die vollständige Wäh-
rungsunion schrittweise zu verwirklichen.

3. Die Vorschriften betreffend
— das Statut und die Funktionsweise des Europäischen Währungsfonds gemäß Artikel

33 dieses Vertrags,
— die Bedingungen für den effektiven Transfer eines Teils der Reserven der Mitglied-

staaten auf den Europäischen Währungsfonds,
— die Bedingungen für die fortschreitende Umwandlung der ECU in eine Reservewäh-

rung und ein Zahlungsmittel und für die Erweiterung ihrer Anwendung,
— die Modalitäten und die einzelnen Stufen der Verwirklichung der Währungsunion,
— die Pflichten und Auflagen, die für die Zentralbanken bei der Festlegung ihrer Ziele

im Bereich der Geldschöpfung gelten, werden durch Organgesetz festgelegt.
4. In den ersten fünf Jahren nach Inkrafttreten dieses Vertrags kann der Europäische

Rat in Abweichung von Artikel 36, 38 und 39 dieses Vertrags das Inkrafttreten der oben
genannten Organgesetze innerhalb eines Monats nach ihrer Annahme aussetzen und sie
zur erneuten Prüfung an das Parlament und den Rat der Union zurücküberweisen.

Sektorale Politiken
53. Um den spezifischen Erfordernissen der Organisation, Förderung oder Koordinie-
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rung bestimmter Wirtschaftssektoren gerecht zu werden, besitzt die Union konkurrieren-
de Zuständigkeiten zu denen der Mitgliedstaaten, um sektorale, auf der Ebene der Union
abgestimmte Politiken zu verfolgen. In den unten genannten Bereichen wird mit diesen
Politiken insbesondere das Ziel verfolgt, durch die Schaffung verläßlicher Rahmenbedin-
gungen die von den Unternehmen im Wettbewerb zu treffenden Entscheidungen über In-
vestitionen und Innovationen zu erleichtern.

Bei den betreffenden Bereichen handelt es sich vor allem um:
— die Landwirtschaft und die Fischerei,
— das Verkehrswesen,
— das Fernmeldewesen,
— Forschung und Entwicklung,
— die Industrie,
— den Energiebereich.

a) Im Bereich der Landwirtschaft und Fischerei verfolgt die Union eine Politik, deren
Ziel es ist, die in Artikel 39 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft festgelegten Ziele zu verwirklichen.

b) Im Bereich des Verkehrswesens verfolgt die Union eine Politik, die darauf ausge-
richtet ist, zur wirtschaftlichen Integration der Mitgliedstaaten beizutragen. Sie wird ins-
besondere im Wege der gemeinsamen Aktion tätig, um jede Diskriminierung zu been-
den, die Ausgangsbedingungen für den Wettbewerb zwischen den verschiedenen Ver-
kehrsträgern zu harmonisieren, Behinderungen des grenzüberschreitenden Verkehrs zu
beseitigen und die Leistungsfähigkeit der Verkehrswege zu entwickeln, so daß sie ein den
europäischen Bedürfnissen gewachsenes Verkehrsnetz ergeben.

c) Im Bereich des Fernmeldewesens nutzt die Union die gemeinsame Aktion, um ein
Fernmeldenetz mit gemeinsamen Normen und harmonisierten Tarifen zu schaffen. Ihre
Zuständigkeit erstreckt sich insbesondere auf die Sektoren der Spitzentechnologie, die
Forschungs- und Entwicklungsmaßnahmen und die öffentliche Beschaffungspolitik.

d) Im Bereich von Forschung und Entwicklung kann die Union gemeinsame Strate-
gien ausarbeiten mit dem Ziel, die einzelstaatlichen Aktionen zu koordinieren und auszu-
richten und die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und zwischen den For-
schungsinstituten zu fördern. Sie kann ihre finanzielle Unterstützung für gemeinsame
Forschungsarbeiten gewähren, kann dabei einen Teil des Risikos übernehmen und in ih-
ren eigenen Forschungseinrichtungen Forschungsarbeiten durchführen.

e) Im industriellen Bereich kann die Union Entwicklungsstrategien ausarbeiten, um
den Politiken der Mitgliedstaaten in bestimmten Bereichen, die für die wirtschaftliche
und politische Sicherheit der Union besonders wichtig sind, eine Richtung zu geben und
sie zu koordinieren. Die Kommission, der die Aufgabe übertragen wird, die notwendigen
Durchführungsmaßnahmen zu treffen, legt dem Parlament und dem Rat der Union regel-
mäßig einen Bericht über industriepolitische Probleme vor.

f) Im Energiebereich ist das Handeln der Union darauf ausgerichtet, die Versorgungs-
sicherheit, die Stabilität des Marktes der Union und — soweit es eine Preisregulierung
gibt — eine harmonisierte Preispolitik zu gewährleisten, die mit der Praxis des lauteren
Wettbewerbs vereinbar ist. Ziel der Union ist es ferner, die Entwicklung alternativer und
regenerativer Energiequellen zu fördern, gemeinsame technische Normen für Effizienz,
Sicherheit, Bevölkerungs- und Umweltschutz einzuführen und die Nutzung der europäi-
schen Energiequellen zu fördern.

Andere Kooperationsformen
54.1. Haben Mitgliedstaaten auf eigene Initiative Grundlagen für eine industrielle Zu-
sammenarbeit außerhalb des Anwendungsbereichs dieses Vertrags geschaffen, so kann
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der Europäische Rat, falls das gemeinsame Interesse dies rechtfertigt, beschließen, diese
Formen der Zusammenarbeit in eine gemeinsame Aktion der Union umzuwandeln.

2. In bestimmten Einzelbereichen, die unter eine gemeinsame Aktion fallen, können
durch Gesetz europäische Fachbehörden eingesetzt und für sie geltenden Formen der
Kontrolle festgelegt werden.

Gesellschaftspolitik

Allgemeines
55. Die Union besitzt die konkurrierende Zuständigkeit auf den Gebieten der Sozial-
und Gesundheits-, Verbraucher-, Regional, Umwelt-, Bildungs- und Forschungs-, Kul-
tur- und Informationspolitik.

Sozial- und Gesundheitspolitik
56.1. Die Union wird im Bereich der Sozial- und Gesundheitspolitik tätig, und zwar ins-
besondere auf den Gebieten
— der Beschäftigung und insbesondere der Herstellung vergleichbarer Bedingungen für

die Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen,
— des Arbeitsrechts und der Arbeitsbedingungen,
— der Gleichstellung von Mann und Frau
— der beruflichen Ausbildung und Fortbildung,
— der sozialen Sicherheit und des Fürsorgewesens,
— der Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten,
— des Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz,
— des Koalitionsrechts und der Kollektiwerhandlungen zwischen Arbeitgebern und

Arbeitnehmern, insbesondere im Hinblick auf den Abschluß unionsweiter Tarif-
verträge ,

— der Formen der Beteiligung der Arbeitnehmer an Entscheidungen, die das Arbeitsle-
ben und die Betriebsverfassung betreffen,

— der Festlegung des Maßes, in dem die Angehörigen von Drittstaaten an der Gleichbe-
handlung teilhaben können,

— der Annäherung der Regeln über Forschung, Herstellung, Wirksamkeit und Vertrieb
von Arzneimitteln,

— der Vorsorge gegen Suchtgefahren,
— der Koordinierung der gegenseitigen Hilfe bei Epidemien und Katastrophen.

Verbraucherpolitik
57. Die Union kann Regeln zum Schutz der Gesundheit, der Sicherheit sowie der wirt-
schaftlichen Interessen der Verbraucher, insbesondere in Schadensfällen, festlegen. Die
Union kann Maßnahmen zur Förderung der Unterrichtung, Aufklärung und Anhörung
der Verbraucher unterstützen.

Regionalpolitik

58. Die Regionalpolitik der Union hat zur Aufgabe, den Abstand zwischen den einzel-
nen Regionen und insbesondere den Rückstand der am wenigsten begünstigten Regionen
dadurch zu verringern, daß die Wirtschaftstätigkeit in diesen Regionen mit dem Ziel der
künftigen Entwicklung wiederbelebt und ein Beitrag dazu geleistet wird, die Vorausset-
zungen zu schaffen, um der übermäßigen Konzentration der Wanderungsbewegung in
bestimmte Produktionszentren ein Ende zu setzen. Die Regionalpolitik der Union för-
dert ferner die grenzüberschreitende regionale Zusammenarbeit.

418 Jahrbuch der Europäischen Integration 1984



EP-Vertragsentwurf zu einer Europäischen Union

Die Regionalpolitik der Union stellt zwar eine Ergänzung der Regionalpolitik der Mit-
gliedstaaten dar, doch werden mit ihr eigene Ziele der Union verfolgt.

Die Regionalpolitik der Union umfaßt
— die Entwicklung eines europäischen Rahmens für die Raumordnungspolitiken der in

jedem Mitgliedstaat zuständigen Stellen,
— die Förderung von Investitionen und Infrastrukturvorhaben, die die nationalen Pro-

gramme in den Rahmen eines Gesamtkonzepts einfügen,
— die Durchführung integrierter Programme der Union zugunsten bestimmter Regio-

nen, die gemeinsam mit den Vertretern der betroffenen Bevölkerung erarbeitet wer-
den, und, soweit möglich, die Zuweisung der benötigten Mittel direkt an die betref-
fenden Regionen.

Umweltpolitik

59. Im Umweltbereich sind die Verhütung und — soweit möglich nach dem Verursacher-
prinzip — die Wiedergutmachung von Schäden, die über den Rahmen eines Mitglied-
staats hinausgehen oder für die eine gemeinsame Lösung gefunden werden muß, Aufga-
be der Union. Sie fördert eine Politik des rationellen Einsatzes der natürlichen Ressour-
cen, der Nutzung regenerierbarer Rohstoffe und der Wiedergewinnung von Abfällen, die
den Erfordernissen des Umweltschutzes Rechnung trägt.

Die Union ergreift Maßnahmen im Bereich des Tierschutzes.

Bildungs- und Forschungspolitik

60. Um einen Rahmen zu schaffen, der den Bürgern zum Bewußtsein einer eige-
nen Identität der Union verhilft, und um einen Ausbildungsstandard sicherzustellen,
der die freie Wahl der Berufstätigkeit, des Arbeitsplatzes oder einer Ausbildungsstätte
an jedem Ort der Union ermöglicht, ergreift die Union Maßnahmen auf folgenden
Gebieten:
— Festlegung gemeinsamer oder vergleichbarer Ausbildungsziele,
— unionsweite Geltung und Gleichwertigkeit von Diplomen und von Schul-, Studien-

und Ausbildungszeiten,
— Förderung der wissenschaftlichen Forschung.

Kulturpolitik
61.1. Die Union kann Maßnahmen treffen, die darauf abzielen,
— das kulturelle und sprachliche Verständnis zwischen den Unionsbürgern zu fördern,
— die Kenntnis ihres kulturellen Lebens innerhalb und außerhalb ihres Gebiets zu ver-

breiten,
— Jugendaustauschprogramme aufzustellen.

2. Das Europäische Hochschulinstitut und die Europäische Stiftung werden zu sonsti-
gen Einrichtungen der Union.

3. Die Regelungen zur Angleichung des Urheberrechts und für den freien Verkehr
von Kulturgütern werden durch Gesetz festgelegt.

Informationspolitik
62. Die Union fördert den Informationsaustausch und den Informationszugang für die
Bürger. Zu diesem Zweck beseitigt sie unter Gewährleistung eines möglichst großen
Wettbewerbs und einer Vielfalt der Organisationsformen in diesem Bereich die Hin-
dernisse für einen freien Informationsaustausch. Sie fördert die Zusammenarbeit von
Rundfunk- und Fernsehgesellschaften, mit dem Ziel, unionsweite Programme auszu-
arbeiten.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1984 419



DOKUMENTATION

Die internationalen Beziehungen der Union

Aktionsgrundsätze und Aktionsweisen
63.1. Die Union richtet ihre Bemühungen im Rahmen der internationalen Beziehungen
auf die Schaffung des Friedens durch die friedliche Lösung von Konflikten sowie auf die
Sicherheit, die Abschreckung von Angriffen, die Entspannung, den gegenseitigen ausge-
wogenen und kontrollierbaren Abbau der Streitkräfte und der Rüstung, die Achtung der
Menschenrechte, die Hebung des Lebensstandards in der Dritten Welt, die Ausweitung
und Verbesserung der internationalen Wirtschafts- und Währungsbeziehungen im allge-
meinen und des internationalen Handels im besonderen sowie die Verstärkung der inter-
nationalen Organisation aus.

2. Das Handeln der Union auf internationaler Ebene ist auf die Verwirklichung der in
Artikel 9 dieses Vertrags festgelegten Ziele ausgerichtet. Es erfolgt entweder im Wege
der gemeinsamen Aktion oder im Wege der Zusammenarbeit.

Gemeinsame Aktion
64.1. Im Rahmen der internationalen Beziehungen handelt die Union in den Bereichen,
in denen sie gemäß diesem Vertrag ausschließliche oder konkurrierende Zuständigkeiten
besitzt, im Wege der gemeinsamen Aktion.

2. Im Bereich der Handelspolitik besitzt die Union die ausschließliche Zuständigkeit.
3. Die Union verfolgt eine Politik der Entwicklungshilfe. Innerhalb eines Übergangs-

zeitraums von zehn Jahren wird diese Politik schrittweise Gegenstand einer gemeinsamen
Aktion der Union. Soweit die Mitgliedstaaten weiterhin unabhängige Programme durch-
führen, legt die Union den Rahmen fest, in dem sie die Koordinierung dieser Programme
mit ihrer eigenen Politik unter Einhaltung der bestehenden internationalen Verpflichtun-
gen gewährleistet.

4. Für die Bereiche der Außenpolitik, die auf Grund der Verträge zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaften in die ausschließlichen Zuständigkeiten der Europäischen
Gemeinschaften fallen, in denen diese Zuständigkeiten jedoch nicht in vollem Um-
fang wahrgenommen wurden, werden durch Gesetz entsprechende Regeln festgesetzt,
damit sie spätestens innerhalb einer Frist von fünf Jahren vollständig ausgeübt werden
können.

Druchfuhrung der gemeinsamen Aktion

65.1. Bei der Wahrnehmung ihrer Zuständigkeiten wird die Union in ihren Bezie-
hungen zu Drittländern und internationalen Organisationen durch die Kommission
vertreten. Die Kommission handelt insbesondere im Namen der Union internationale
Abkommen aus. Sie ist zuständig für die Verbindungen zu allen internationalen Orga-
nisationen und arbeitet insbesondere im kulturellen Bereich mit dem Europarat
zusammen.

2. Der Rat der Union kann der Kommission Leitlinien für ihr internationales Handeln
erteilen; er hat mit absoluter Mehrheit Leitlinien festzulegen, wenn sich die Kommission
an der Ausarbeitung von Akten und an der Aushandlung von Abkommen beteiligt,
durch die für die Union internationale Verpflichtungen entstehen.

3. Das Parlament wird rechtzeitig und in angemessener Weise über alle Maßnahmen
unterrichtet, die die zuständigen Institutionen der Union auf dem Gebiet der internatio-
nalen Politik ergreifen.

4. Das Parlament und der Rat der Union, die jeweils mit absoluter Mehrheit beschlie-
ßen, billigen die internationalen Abkommen und beauftragen den Präsidenten der Kom-
mission, die Ratifikationsurkunden zu hinterlegen.
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Zusammenarbeit
66. Die Pflege der internationalen Beziehungen der Union erfolgt im Wege der Zusam-
menarbeit, wenn Artikel 64 dieses Vertrags nicht anwendbar ist und es sich um folgende
Bereiche handelt:
— Fragen, die die Interessen mehrerer Mitgliedstaaten der Union betreffen,
— oder Bereiche, in denen die Mitgliedstaaten als einzelne nicht so wirksam handeln

können wie die Union,
— oder Bereiche, in denen eine Politik der Union notwendig erscheint, um die im Rah-

men der Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten durchgeführten Außenpolitik zu ergän-
zen,

— oder Fragen, die die politischen und wirtschaftlichen Aspekte der Sicherheit betref-
fen.

Durchführung der Zusammenarbeit
67. In den in Artikel 66 genannten Bereichen gilt:

1. Der Europäische Rat ist für die Zusammenarbeit zuständig. Der Rat der Union ist
für die Durchführung dieser Zusammenarbeit verantwortlich. Die Kommission kann Po-
litiken und Aktionen vorschlagen, die auf Veranlassung des Europäischen Rates oder des
Rates der Union entweder von der Kommission oder von den Mitgliedstaaten durchge-
führt werden.

2. Die Union achtet darauf, daß die außenpolitischen Leitlinien der Mitgliedstaaten
aufeinander abgestimmt sind.

3. Die Union koordiniert die Standpunkte der Mitgliedstaaten bei der Aushandlung
internationaler Abkommen und im Rahmen der internationalen Organisationen.

4. Sind in dringenden Fällen Sofortmaßnahmen erforderlich, so kann ein besonders
betroffener Staat nach Unterrichtung des Europäischen Rates und der Kommission allein
handeln.

5. Der Europäische Rat kann seinen Präsidenten, den Präsidenten des Rates der Uni-
on oder die Kommission ersuchen, als Sprecher der Union aufzutreten.

Erweiterung des Bereichs der Zusammenarbeit und Übergang der Zusammenarbeit in
die gemeinsame Aktion

68.1. Der Europäische Rat kann den Bereich der Zusammenarbeit insbesondere auch
auf Fragen der Rüstung, des Verkaufs von Waffen an Drittländer, der Verteidigungspoli-
tik und der Abrüstung ausdehnen.

2. Unter den Voraussetzungen von Artikel 11 dieses Vertrags kann der Europäische
Rat beschließen, einen bestimmten Bereich der Zusammenarbeit in die gemeinsame Ak-
tion im Bereich der Außenpolitik zu überführen. In diesem Fall gelten die Bestimmungen
von Artikel 23 Abs. 3 dieses Vertrags ohne zeitliche Begrenzung. Ausgehend von dem in
Artikel 35 dieses Vertrags festgelegten Grundsatz kann der Rat der Union in Ausnahme-
fällen einstimmig einen oder mehrere Mitgliedstaaten von bestimmten Maßnahmen, die
im Rahmen der gemeinsamen Aktion getroffen werden, ausnehmen.

3. In Abweichung von Artikel 11 Abs. 2 dieses Vertrags kann der Europäische Rat be-
schließen, Bereiche, die gemäß Abs. 2 dieses Artikels in die gemeinsame Aktion über-
führt wurden, erneut der Zusammenarbeit oder der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten zu
unterstellen.

4. Unter den in Absatz 2 genannten Bedingungen kann der Europäische Rat beschlie-
ßen, ein bestimmtes Problem für die zu seiner Lösung erforderliche Zeit in die gemeinsa-
me Aktion zu übertragen. In diesem Fall findet Abs. 3 keine Anwendung.
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Gesandschaftsrecht
69.1. Die Kommission kann mit Zustimmung der Rates der Union Vertretungen in
Drittländern und bei den internationalen Organisationen einrichten.

2. Sie sind für die Vertretung der Union in allen Fragen, die in den Bereich der ge-
meinsamen Aktion fallen, zuständig. Sie können auch gemeinsam mit dem diplomati-
schen Vertreter desjenigen Mitgliedstaates, der den Präsidenten des Europäischen Rates
stellt, die diplomatischen Aktivitäten der Mitgliedstaaten in den unter die Zusammenar-
beit fallenden Bereichen koordinieren.

3. In Drittländern und bei internationalen Organisationen, in denen keine Vertretung
der Union eingerichtet ist, wird die Union vom diplomatischen Vertreter des Mitglied-
staats, der den Präsidenten des Europäischen Rates stellt, oder, falls dies nicht möglich
ist, vom diplomatischen Vertreter eines anderen Mitgliedstaates vertreten.

Die Finanzen der Union

Allgemeines
70.1. Die Union verfügt über eigene Mittel, die von ihren Institutionen auf der Grundla-
ge des von der Haushaltsbehörde verabschiedeten Haushaltsplans verwaltet werden. Die
Haushaltsbehörde wird vom Europäischen Parlament und vom Rat der Union gebildet.

2. Die Einnahmen der Union dienen dazu, die Durchführung der gemeinsamen Aktio-
nen der Union sicherzustellen. Im Falle des Auf greif ens neuer Aufgaben werden der
Union die hierzu notwendigen finanziellen Mittel nach den in Artikel 71 Abs. 2 dieses
Vertrages vorgesehenen Verfahren zugewiesen.

Einnahmen
71.1 Bei Inkrafttreten dieses Vertrags verfügt die Union über Einnahmen gleicher Art
wie die Europäischen Gemeinschaften. Die Union erhält jedoch einen festen Mehrwert-
steueranteil, der im Rahmen des in Artikel 74 dieses Vertrags vorgesehenen Programms
im Haushaltsplan festgesetzt wird.

2. Die Union kann durch Organgesetz die Art oder die Bemessungsgrundlage der bestehen-
den Einnahmen ändern oder neue Einnahmen schaffen. Unbeschadet des Artikels 75 Abs ^die-
ses Vertrags ermächtigt sie die Kommission durch Gesetz zur Begebung von Anleihen.

3. Die Erhebung der Einnahmen der Union obliegt grundsätzlich den Behörden der Mitglied-
staaten. Diese Einnahmen werden unmittelbar nach ihrer Erhebung an die Union überwiesen.
Durch Gesetz werden die Durchführungsbestimmungen für diesen Absatz festgelegt und können
eigene Stellen der Union für die Erhebung der Einnahmen geschaffen werden.

Ausgaben

72.1. Die Ausgaben der Union werden jährlich auf der Grundlage einer Veranschlagung
der Kosten jeder einzelnen gemeinsamen Aktion im Rahmen des in Artikel 74 dieses
Vertrags vorgesehenen Finanzprogramms festgelegt.

2. Mindestens einmal jährlich legt die Kommission der Haushaltsbehörde einen Be-
richt über die Wirksamkeit der unternommenen Aktionen unter Berücksichtigung ihrer
Kosten vor.

3. Alle Ausgaben der Union unterliegen dem gleichen Haushaltsverfahren.

Finanzausgleich
73. Zur Verringerung der Ungleichgewichte in der Wirtschaftskraft der Regionen wird
ein Finanzausgleich eingeführt. Das Nähere regelt ein Organgesetz.

422 Jahrbuch der Europäischen Integration 1984



EP-Vertragsentwurf zu einer Europäischen Union

Finanzprogramme
74.1. Zu Beginn jeder Legislaturperiode unterbreitet die Kommission nach ihrer Einset-
zung dem Europäischen Parlament und dem Rat der Union einen Bericht über die Auf-
teilung der Verantwortlichkeiten für die Durchführung von gemeinsamen Aktionen und
die sich daraus ergebenden finaziellen Belastungen zwischen der Union und den Mit-
gliedstaaten.

2. Auf Vorschlag der Kommission wird in einem Mehrjahresfinanzprogramm, das ge-
mäß den Modalitäten des Gesetzgebungsverfahrens angenommen wird, die Entwicklung
der Ausgaben und Einnahmen der Union festgelegt. Diese Voranschläge, die jährlich
überprüft werden, dienen als Grundlage für die Aufstellung des Haushaltsplans.

Haushaltsplan
75.1. Im Haushaltsplan werden für jedes Kalenderjahr alle Ausgaben und Einnahmen
der Union veranschlagt und genehmigt. Der Haushaltsplan muß bei seiner Verabschie-
dung ausgeglichen sein. Die Berichtigungs- und Nachtragshaushaltspläne werden unter
denselben Bedingungen wie der Haushaltsplan verabschiedet. Die Einnahmen der Union
sind nicht zweckgebunden.

2. Im Haushaltsplan wird für das jeweilige Haushaltsjahr der Höchstbetrag der Anlei-
hen und Darlehen festgelegt. Außer in den im Haushaltsplan ausdrücklich vorgesehenen
Ausnahmefälle können Kreditmittel nur zur Finanzierung von Investitionen verwendet
werden.

3. Der Haushalt ist in Kapitel gegliedert, in denen die Ausgaben nach ihrer Art oder
Zweckbestimmung zusammengefaßt sind und die gemäß den Bestimmungen der Haus-
haltsordnung untergliedert sind. Die Ausgaben der Institutionen — mit Ausnahme der
Kommission — werden in gesonderten Teilen des Haushaltsplans ausgewiesen; sie wer-
den von diesen Institutionen ausgearbeitet und verwaltet und können nur Verwaltungs-
ausgaben enthalten.

4. Die Haushaltsordnung der Union wird durch ein Organgesetz festgelegt.

Haushaltsverfahren
76.1. Die Kommission arbeitet den Entwurf des Haushaltsplans aus und übermittelt ihn
an die Haushaltsbehörde.

2. Innerhalb der in der Haushaltsordnung festgesetzten Fristen
a) kann der Rat der Union in erster Lesung mit einfacher Mehrheit Änderungen an-

nehmen. Er leitet den Entwurf des Haushaltsplans mit oder ohne Änderungen dem Par-
lament zu;

b) kann das Parlament in erster Lesung die Änderungen des Rates mit absoluter
Mehrheit ändern und weitere Änderungen mit einfacher Mehrheit annehmen;

c) muß, wenn die Kommission innerhalb von 15 Tagen den in erster Lesung vom Rat
oder vom Parlament angenommenen Änderungen widerspricht, der betreffende Teil der
Haushaltsbehörde in zweiter Lesung mit qualifizierter Mehrheit einen neuen Beschluß
fassen;

d) gilt der Haushaltsplan, wenn er vom Parlament und vom Rat nicht oder in überein-
stimmender Weise geändert wurde und die Kommission von ihrem Recht auf Wider-
spruch gegen in erster Lesung angenommene Änderungen keinen Gebrauch gemacht
hat, als endgültig angenommen;

e) kann der Rat in zweiter Lesung mit qualifizierter Mehrheit die vom Parlament an-
genommenen Änderungen seinerseits ändern. Er kann den gesamten vom Parlament ge-
änderten Entwurf des Haushaltsplans durch eine Abstimmung mit qualifizierter Mehrheit
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an die Kommission zurücküberweisen und verlangen, daß sie einen neuen Entwurf vor-
legt; erfolgt keine Rücküberweisung, wird der Entwurf des Haushaltsplans in jedem Fall
dem Parlament übermittelt;

f) kann das Parlament in zweiter Lesung die vom Rat angenommenen Änderungen
nur mit qualifizierter Mehrheit ablehnen. Es verabschiedet den Haushaltsplan mit abso-
luter Mehrheit.

3. Beschließt einer der beiden Teile der Haushaltsbehörde nicht innerhalb der in der
Haushaltsordnung festgelegten Fristen, so gilt der Entwurf, mit dem er befaßt wurde, als
von ihm angenommen.

4. Nach Abschluß des in diesem Artikel festgelegten Verfahrens erklärt der Präsident
des Parlaments den Haushaltsplan für endgültig festgestellt und veranlaßt unverzüglich
seine Veröffentlichung im Amtsblatt der Union.

Vorläufige Zwölftel
77. Ist der Haushaltsplan zu Beginn des Haushaltsjahres noch nicht verabschiedet, so
können jeden Monat unter den in der Haushaltsordnung festgelegten Bedingungen Aus-
gaben bis zu einem Höchstbetrag von einem Zwölftel der im Haushaltsplan des vorange-
gangenen Haushaltsjahres unter Einschluß der Berichtigungs- und Nachtragshaushalts-
pläne bereitgestellten Mittel getätigt werden.

Nach Ablauf von sechs Monaten nach Beginn des Haushaltsjahres kann die Kommis-
sion nur noch Ausgaben tätigen, die es der Union ermöglichen, ihren bestehenden Ver-
pflichtungen nachzukommen.

Ausführungen des Haushaltsplans

78. Der Haushaltsplan wird von der Kommission unter ihrer Verantwortung und unter
den in der Haushaltsordnung festgelegten Bedingungen ausgeführt.

Rechnungsprüfung
79. Die Ausführung des Haushaltsplans wird vom Rechnungshof überprüft. Er nimmt
seine Aufgaben völlig unabhängig wahr und verfügt zu diesem Zweck über Prüfungsvoll-
machten gegenüber den Institutionen und Einrichtungen der Union sowie den betreffen-
den nationalen Stellen.

Haushaltsrechnung
80. Nach Abschluß des Haushaltsjahres unterbreitet die Kommission der Haushaltsbe-
hörde in der in der Haushaltsordnung festgelegten Form die Haushaltsrechnung, in der
alle Operationen des Haushaltsjahres aufgeführt sind und der Bericht des Rechnungsho-
fes beiliegt.

Entlastung
81. Das Parlament beschließt, die Entlastung zu erteilen, aufzuschieben oder zu verwei-
gern; der Entlastungsbeschluß kann mit Bemerkungen versehen werden, denen die Kom-
mission Rechnung tragen muß.

Allgemeine und Schlußbestimmungen

Inkrafttreten
82. Dieser Vertrag steht allen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften zur Ra-
tifizierung offen.

Sobald dieser Vertrag von einer Mehrheit der Mitgliedstaaten der Europäischen
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Gemeinschaften, deren Bevölkerung 2/3 der Gesamtbevölkerung der Gemeinschaften
ausmacht, ratifiziert ist, treten die Regierungen der Mitgliedstaaten, die ihn ratifiziert ha-
ben, unverzüglich zusammen, um einvernehmlich die Verfahren für die Inkraftsetzung
dieses Vertrags und das Datum seines Inkrafttretens sowie über die Beziehungen zu den
Mitgliedstaaten, die ihn noch nicht ratifiziert haben, zu beschließen.

Hinterlegung der Ratifikationsurkunden

83. Die Ratifikationsurkunden werden bei der Regierung desjenigen Staates hinterlegt,
der als erster das Ratifizierungsverfahren vollendet hat.

Änderung des Vertrags
84. Eine Vertretung im Rat der Union, ein Drittel der Mitglieder des Parlaments oder
die Kommission können der Legislative einen begründeten Gesetzentwurf zur Änderung
einer oder mehrerer Bestimmungen des Vertrags vorlegen. Der Entwurf wird den beiden
Teilen der Legislative zur Billigung unterbreitet, die gemäß dem für das Organgesetz vor-
gesehenen Verfahren entscheiden.

Der gebilligte Entwurf wird den Mitgliedstaaten zur Ratifizierung unterbreitet und tritt
in Kraft, sobald er von allen ratifiziet wurde.

Der Sitz
85. Der Europäische Rat beschließt über den Sitz der Institutionen. Ergeht innerhalb
von zwei Jahren nach Inkrafttreten des Vertrages der Union kein Beschluß des Europäi-
schen Rates über den Sitz, so entscheidet die Legislative endgültig gemäß dem für das Or-
gangesetz geltenden Verfahren.

Vorbehalte
86. Die Bestimmungen dieses Vertrags können nicht Gegenstand eines Vorbehalts sein.
Dieser Artikel beläßt den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, für die Union diejenigen Er-
klärungen beizubehalten, die sie zu den zum gemeinschaftlichen Besitzstand gehörenden
Verträgen und Übereinkommen abgegeben haben.

Dauer

87. Dieser Vertrag gilt auf unbegrenzte Zeit.

Quel le : Sonderdruck aus dem Bulletin der EG, 2—1984, hrsg. von der Kommission der
EG.

2. Rede des französischen Staatspräsidenten, Frangois Mitterrand, vor dem
Europäischen Parlament am 24. Mai 1984 (Auszüge)

Soweit die nahe Zukunft mit den üblichen Licht- und Schattenseiten, der Mischung aus
neuen Anstößen und alten Hemmnissen. Aber wir müssen unseren Blick über den Ge-
meinsmen Markt hinausrichten. Wozu ist Europa da? Auf diese Frage muß eine Antwort
gegeben werden, wenn wir nicht Gefahr laufen wollen, letztendlich sowohl unsere Identi-
tät als auch unsere Existenzberechtigung und unsere Handlungsfähigkeit zu verlieren.

Würde Europa, das einen bedeutenden Anteil an dem ungeheuren Fotschritt der
modernen Wissenschaften hatte, sich an dieser Stelle von der Entwicklung der neuen
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Technologie überrollen lassen, so könnte es nicht die Krise überwinden, um seinen Platz
wieder einzunehmen, um seine alte Zivilisation neu zu beleben und ihre Werte zu erneu-
ern.

Sollte Europa, das mehr als zwei Drittel aller freien Regierungen in der Welt stellt, un-
fähig sein, seine Institutionen zu stärken und da, wo es erforderlich ist, einheitlich als
Kraft des Friedens und des Gleichgewichts zwischen den Supermächten, als Kraft der Ge-
rechtigkeit und des Fortschritts zwischen dem Norden und dem Süden zu wirken?

Nein, das glaube ich nicht. Allerdings muß es sich voll bewußt sein, was in dem sich an-
kündigenden Jahrhundert wirtschaftlich, kulturell und politisch auf dem Spiel steht. Neh-
men wir vier Beispiele. Das erste ist die Elektronik. Europa stellt für die Elektronikfor-
schung mehr Mittel zur Verfügung als Japan oder die USA. Jedes europäische Land ver-
teidigt eifersüchtig seine Techniken, kann aber seine Verteidigungsstellung gegen den
amerikanischen und japanischen Druck nicht halten. Die protektionistische Versuchung
gewinnt an Boden, und Europa wird, wenn es erwacht, die Schlacht verloren haben, die
alle anderen beeinflussen wird. Die Versuche zur industriellen Zusammenarbeit sind bis-
her leider fehlgeschlagen. Ist es nicht langsam an der Zeit, daß die Staaten Anreize zum
Zusammenschluß bieten? Die Modernisierung der Industrie kann nicht gelingen, wenn
man sich damit begnügt, Anlagen über Anlagen zu bauen; man muß auch die Finanzie-
rungsinstrumente wie die Europäische Investitionsbank und das neue Gemeischaftsin-
strument nutzen.

Mein zweites Beispiel ist die Eroberung des Weltraums. Hier ist der Zeitpunkt der Ent-
scheidung früher gekommen, als wir dachten, früher vielleicht sogar, als wir gewünscht
haben. Zunächst wegen unserer eigenen Erfolge auf dem Gebiet der Trägerraketen und
der Satelliten. Aber der Eintritt in die industrielle Phase erfordert eine Verteilung der
Aufgaben und Investitionen. Gestützt auf unsere eigenen Projekte, wird es einfacher
sein, die Angebote zu prüfen, die uns die Vereinigten Staaten über das Projekt einer zivi-
len Raumstation unterbreitet haben. Doch sollte Europa — das habe ich kürzlich schon in
Den Haag gesagt — sich nicht in erster Linie selbst anstrengen? Eine Raumstation ist für
Europa realisierbar. Es hat die technischen und finanziellen Mittel dazu, und wenn es
auch anmaßend ist, der Zeit vorauszueilen, so lehrt uns die industrielle Erfahrung, daß
das, was in 15 Jahren realisierbar sein wird, unmittelbar Schritte erfordert.

Das dritte Beispiel ist das Verkehrswesen. Es wurden kürzlich Abkommen erzielt über
die Erhöhung des EG-Anteils am Straßengüterverkehr, über die Zusammenarbeit beim
Schienenverkehr und über die Verkehrssicherheit auf den Straßen. Es wäre gut, sofort
weiterzumachen. Ein großes Programm über die Ausrüstung der Eisenbahnen für den
Hochgeschwindigkeitsverkehr würde natürlich die Entfernungen verringern und die Eu-
ropäer näher zusammenbringen.

Das vierte Beispiel ist die Kultur. Schlössen wir uns nicht zusammen, so würden wir
uns einer wachsenden Flut von Bildern und Wörtern von außen aussetzen. Es fehlt nicht
an Plänen. Keiner ist unrealisierbar. Zum Beispiel: ein von einem deutsch-französischen
Satelliten ausgstrahltes europäisches Fernsehprogramm für alle schöpferischen Kräfte in
den Mitgliedstaaten. Ein gemeinsamer Unterstützungsfonds für die Programmindustrien,
die die schwere Bürde tragen werden, den unzähligen um uns entstehenden Netzen einen
Inhalt zu geben. Ein zusammenhängender Plan für den Unterricht der europäischen
Sprachen. Europa-Universitäten mit dem ständigen Forscheraustausch und einer Gleich-
wertigkeit der Abschlüsse. Die Europäische Kulturstiftung. Ich bin stolz darauf, daß sich
im Herzen von Paris das Theatre de l'Europe mit Giorgio Strehler an der Spitze niederge-
lassen hat. Jedes unserer Länder hält beneidenswerte Erfolge hoch. Aber keines besitzt
einen ausreichenden Markt. Europa hat ihn. Daran muß es denken und sich organisieren.

Allerdings gibt es ein Gebiet, auf dem es sich — ich möchte sagen: instinktiv - wieder-
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findet: auf dem Gebiet der Menschenrechte. Durch die Ratifizierung des Artikels 25 der
Europäischen Konvention hat mein Land an seine eigene Tradition angeknüpft. Aber wir
alle sorgen uns um die wachsenden Erfolge des Terrors und der Unterdrückung fast über-
all in der Welt. Sie, das Parlament, haben unablässig Ihr Festhalten an der Achtung der
Grundsätze unterstrichen, die die Freiheit begründet haben. Gestern noch haben Sie eine
Entschließung verabschiedet, die das Schicksal von Andrej Sacharow anspricht, dem un-
sere Gedanken gelten. Das Unglück will es, daß tagtäglich, überall auf der Welt Men-
schen leiden und verfolgt werden für das, was sie glauben, was sie lieben, was sie sind. Es
ist an der Zeit, der Gewalt Einhalt zu gebieten. Ich kenne kein Thema, bei dem sich die
Völker Europas ihren Vertretern näher fühlen. Ja, unser Europa ist eine Gemeinschaft
des Rechts. Darauf sind wir stolz. Der beste Beweis dafür ist der Europäische Gerichts-
hof, der in einer beispiellosen Synthese zwischen Rechtssystemen unterschiedlichen Ur-
sprungs eine europäische Rechtsordnung entwickelt.

Ein weiterer Maßstab sind die Stellungnahmen der Zehn zu den internationalen Ange-
legenheiten. Niemand hat so viel Phantasie und Beharrlichkeit beim Umgang mit der
Dritten Welt gezeigt wie Europa. Bei der Vorbereitung des dritten Lome-Abkommens
hat die Konferenz in Suva Anfang dieses Monats eine Annäherung der Standpunkte er-
laubt, und es ist damit zu rechnen, daß die letzten Verhandlungen am 28. und 29. Juni in
Luxemburg stattfinden und die Formulierung des neuen Abkommens abschließen wer-
den. Seine Bedeutung ist um so größer zu einer Zeit, da die internationale Hilfe zurück-
geht, während sich die Lage der armen Länder — ich denke vor allem an Afrika — durch
die Auswirkungen des Klimas, der Weltwirtschaftkrise, der Verschuldung, der ungeord-
neten Märkte, der hohen Zinssätze und der Währungsunordnung verschärft.

Bei den EG-Ratssitzungen wurden Entschließungen zu den ernsten Problemen verab-
schiedet, die die Welt beschäftigen: Naher und Mittlerer Osten, Mittelamerika, südliches
Afrika, Afghanistan, Kamputschea usw. Sie haben dazu beigetragen , jene zerbrechliche
Bindung zu pflegen, die von der Konferenz in Helsinki bis zur Konferenz in Stockholm
einen Dialog zwischen dem Osten und dem Westen unseres Kontinents aufrechterhält.
Sie haben die Zusammenarbeit zwischen der Gemeinschaft und den sieben befreundeten
EFTA-Staaten gestärkt. Es war nicht ihre Aufgabe, die vor allem in letzter Zeit so häufig
angesprochenen Bestrebungen nach einer gemeinsamen Sicherheit, einer gemeinsamen
Verteidigung zu berücksichtigen. Ich persönlich möchte hier, wie in Den Haag, diese Per-
spektive ansprechen und sowohl ihre große Schwierigkeit als auch ihre Notwendigkeit be-
kunden. Es steht fest, daß allmählich die Zeit vorbei ist, da Europa nur dazu bestimmt
war, von anderen geteilt und verschnitten zu werden. Die beiden Wörter „Unabhängig-
keit Europas" haben heute einen neuen Klang. Das ist eine Tatsache, die unser ausge-
hendes Jahrhundert, davon bin ich überzeugt, nicht unberücksichtigt lassen wird.

Die anstehende Europa-Wahl ist eine gute Gelegenheit, eine Bestandsaufnahme zu
machen und erneut die Initiative zu ergreifen. Das Leben der Gemeinschaftsinstitutionen
ist durch zahlreiche Unzulänglichkeiten gekennzeichnet. Keine ist im Grunde unerträg-
lich, aber ihr Zusammentreffen schafft eine ständige und diffuse Einengung, für die wir
ständig den Preis zu zahlen haben.

Da ist zunächst einmal die Einstimmigkeitsregel, die in der Praxis weit über das hinaus-
getrieben wird, was die Römischen Verträge verlangen und auch was der Kompromiß
von Luxemburg vorsah. Wie kann eine so komplexe und vielfältige Gruppierung, wie es
die Gemeinschaft geworden ist, sich nach den Regeln der Abgeordnetenkammer des al-
ten Königreichs von Polen regieren, wo jedes Mitglied die Entscheidungen blockieren
konnte? Man weiß, wie das ausging. Es ist an der Zeit, wieder zu einer normaleren und
erfolgversprechenderen Praxis zurückzukehren. Die französische Regierung, die jenen
Kompromißvorschlag angeregt hatte, hat bereits vorgeschlagen, sich nur in ganz be-
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stimmten Fällen darauf zu berufen. Die häufigere Praxis der Mehrheitsabstimmung über
wichtige Fragen kündigt die Rückkehr zu den Römischen Verträgen an.

Aber die Einstimmigkeitsregel ist nicht die einzige Schwierigkeit, auf die der Minister-
rat trifft. Es besteht auch eine zu unterschiedliche Arbeitsteilung zwischen der täglichen
Verwaltungsarbeit — Kommission und Ausschuß der Ständigen Vertreter — und dem Mi-
nisterrat, dem ein Teil seiner in den Verträgen vorgesehenen politischen Verantwortung
entzogen wird und der damit aus dem Europäischen Rat eine ständige Berufungsinstanz,
ja sogar die eigentliche Instanz für die Durchführung der laufenden Arbeit macht. Geben
wir der Kommission ihre Befugnisse wieder! Geben wir dem Ministerrat die Mittel zu-
rück, die Politiken umzusetzen, deren Grundzüge vom Europäischen Rat festgelegt wer-
den! Und geben wir diesem ein ständiges Sekretariat für die politische Zusammenarbeit!

Man beklagt sich, das weiß ich, über die unzureichenden Beziehungen zwischen dem
Rat und Ihnen, dem Parlament. Korrigieren wir diesen Mangel und legen wir, gemäß den
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten in der Feierlichen Erklärung von Stuttgart, eine Re-
form der Koordinierungsverfahren vor! Denken wir schließlich über die beste Weise
nach, der Präsidentschaft der Gemeinschaft mehr Kontinuität zu ermöglichen!

Europa war immer sehr vielschichtig. Es hat sich schrittweise entwickelt und dabei, je
nach Erfordernis, die Institutionen benutzt, die ihm im Augenblick am geeignetsten er-
schienen, auch wenn dabei ihre wechselseitigen Beziehungen verändert wurden. Aber
man muß die Eckpfeiler stehen lassen. Deshalb ist es unerläßlich, den wichtigsten Ver-
trag zu stärken, der die europäischen Länder bindet und ihr Grundgesetz darstellt — ich
meine die Römischen Verträge.

Und doch trägt uns die gleiche Bewegung schon über diesen Vertrag hinaus zu Berei-
chen, die er nicht abdeckt. Ich denke an das Erziehungswesen, das Gesundheitswesen,
das Rechtswesen, die Sicherheit, den Kampf gegen den Terrorismus.

Was stellen wir da fest? Einige sprechen von einem „Europa mit mehreren Geschwin-
digkeiten" oder „mit veränderlicher Geometrie". Dieses Vorgehen, das einer Realität
entspricht, ist unabdingbar. Man wird darauf achten, daß es die Zentralstruktur, welche
die Gemeinschaft bleiben wird, ergänzen und nicht mit ihr konkurrieren wird.

Immer, wenn sich solche Probleme stellen, hat Europa eine neue Institution geschaffen
— den Europäischen Rat —, eine bisherige Praxis durch einen neuen Rechtsakt aner-
kannt — das Europäische Währungssystem, die politische Zusammenarbeit nach der
Definition der Stuttgarter Erklärung — oder einen von den nationalen Parlamenten ratifi-
zierten Vertrag geschlossen — die Lome-Abkommen. Und jetzt ermutigen Sie, die Euro-
päische Versammlung, uns weiter auf diesem Weg zu gehen, und legen uns einen Ver-
tragsentwurf zur Gründung der Europäischen Union vor.

Jene unter uns, die das wollen, werden das alte Vorgehen wiedererkennen. Einer neu-
en Situation muß ein neuer Vertrag entsprechen, der natürlich nicht an die Stelle beste-
hender Verträge tritt, sondern diese auf Gebiete erweitert, für die sie nicht zuständig
sind. Das ist der Fall beim politischen Europa. Für ein solches Unterfangen steht Frank-
reich bereit. In seinem Namen erkläre ich hiermit, daß es bereit ist, Ihren Vorschlag vor-
zubereiten und zu verteidigen, mit dessen Grundidee es übereinstimmt.

Deshalb schlage ich vor, daß vorbereitende Gespräche eingeleitet werden, die in eine
Konferenz der interessierten Mitgliedstaaten münden könnten, wobei der Entwurf einer
Europäischen Union und die Feierliche Erklärung von Stuttgart als Grundlage für diese
Arbeiten dienen könnten.

Das also sind meine Überlegungen als erfahrener Europäer und Vorsitzender des Eu-
ropäischen Rates. Ich bin sicher, daß das alles eines Tages realisiert wird. Denn unsere
Jugend braucht es. Denn unsere Unabhängigkeit, die Unabhängigkeit unserer Vaterlän-
der und die Unabhängigkeit Europas, stehen auf dem Spiel. Ich habe zuviel Vertrauen in
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unsere Geschichte, um hinzunehmen, daß wir uns jemals zum Untergang werden treiben
lassen, dessen besorgniserregendstes Anzeichen der unannehmbare Bevölkerungsrück-
gang ist. Aber das alles darf nicht zu spät geschehen. Daher ist es Ihre, ist es unsere höch-
ste Aufgabe, das Unabdingbare vorzubereiten, das Unwahrscheinliche möglich zu ma-
chen, die Hoffnung zu erfüllen und eine große Zivilisation, unsere Zivilisation, durch ihre
Verjüngung fortbestehen zu lassen.

Quel le : Frankreich-Info der Französischen Botschaft in Bonn, Nr. 21/84 v. 1.6.1984.

3. Europäische Erklärung über die kulturellen Zielsetzungen, verabschiedet von
der 4. Europäischen Kulturministerkonferenz des Europarates am 25. Mai
1984 in Berlin

WIR, DIE EUROPÄISCHEN KULTURMINISTER,
In Anbetracht der entscheidenden Rolle der Kultur, als Gesamtheit der Werte, die der

Menschheit den Sinn ihres Daseins und Handelns vermitteln;
Eingedenk dessen, daß die europäischen Kulturen insbesondere auf einer jahrhunderte-

alten Tradition des weltlichen und religiösen Humanismus gründen, die Grundlage ihres
unverrückbaren Festhaltens an der Freiheit und an den Menschenrechten ist;

Eingedenk weiter dessen, daß sich das europäische Kulturerbe aus natürlichen Quellen
und menschlichen Schöpfungen, aus materiellen Reichtümern, aber auch aus geistigen
und religiösen Werten, aus Überzeugungen und Kenntnissen, aus Ängsten und Hoffnun-
gen, aus Weltanschauungen und Lebensformen zusammensetzt, deren Vielfalt den
Reichtum einer gemeinsamen Kultur ausmacht, die das Fundament für den Aufbau Eu-
ropas ist;

Nach einer umfassenden Beratung in Europa über die kulturellen Ziele der Entwick-
lung,

BEKRÄFTIGEN, DASS
Die Zielsetzung unserer Gesellschaften darin besteht, jedem die persönliche Entfal-

tung in Freiheit und solidarischem Festhalten an den Menschenrechten zu ermöglichen;
Eine solche Entfaltung sich über die Kultur vollzieht, die, zusammen mit den sozialen,

wirtschaftlichen und technologischen Faktoren, ein wesentliches Element für eine harmo-
nische Entwicklung der Gesellschaft ist;

Ziel und Motor der Entwicklung die menschlichen — gefühlsmäßigen, geistigen und
physischen — Werte sind, die sich in Form von Bestrebungen und Wertvorstellungen,
Formen des Seins, des Denkens und Handelns äußern und Ergebnis der Geschichte wie
Triebfedern der Zukunft sind,

BITTEN DIE MITGLIEDSTAATEN, ABER AUCH DIE BETROFFENEN INSTI-
TUTIONEN UND DIE BÜRGERINNEN UND BÜRGER EUROPAS, IHRE AN-
STRENGUNGEN DARAUF ZU RICHTEN,
Das kulturelle Erbe zu erhalten und die schöpferische Tätigkeit zu entwickeln
1. Den Schutz und die Wertschätzung des europäischen Kulturerbes sicherzustellen und

zu dessen ständiger Bereicherung durch schöpferische Tätigkeit beizutragen;
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2. Den Zugang aller zu diesem Kulturerbe zu erleichtern und auf diese Weise dazu beizu-
tragen, das Bewußtsein der europäischen kulturellen Identität zu wecken und ange-
sichts neuer Kommunikationsmedien zu stärken;

3. Formen der Entwicklung zu fördern, die das Glück der Menschen, die Verbesserung
ihrer Umwelt und ihrer Lebensbedingungen begünstigen,

Die menschlichen Fähigkeiten zu entwickeln

4. Für jeden den freien Zugang zu Bildung und Ausbildung sicherzustellen, die zur Ent-
faltung aller seiner Fähigkeiten und zu seiner angemessenen Integration in die Gesell-
schaft erforderlich sind;

5. Jedem von frühester Jugend an Bedingungen zu bieten, die für eine Entwicklung sei-
ner Befähigung zu Selbständigkeit und schöpferischem Handeln ebenso wie für seine
volle und verantwortliche Teilnahme am gesellschaftlichen Leben günstig sind;

6. Dazu beizutragen, daß alle den Gebrauch der neuen Informations- und Kommunika-
tionsmittel erlernen können, damit der technische Fortschritt dem Wohlergehen aller
dienen kann, und der Wissensbereiche die Mittel an die Hand zu geben, dem Reich-
tum an Ideen, Symbolen und Bildern Ausdruck zu verleihen,

Die Freiheit zu sichern
7. Jedem, ohne jegliche Benachteiligung, die volle Ausübung der Gedanken- und Mei-

nungsfreiheit zu garantieren, einschließlich des Rechts, unter Beachtung der individu-
ellen Rechte der Anderen nach seinen eigenen Überzeugungen zu leben;

8. Freiräume für schöpferische Tätigkeit und Ausdrucksformen zu schaffen, den Aus-
tausch und die Freizügigkeit der Kunstschaffenden sowie die demokratische Nutzung
neuer Kommunikationstechnologien zu fordern, um allen Menschen zu ermöglichen,
ihre Fähigkeiten anzuwenden und ihren Beitrag zur Entwicklung der Gesellschaft un-
ter voller Anerkennung ihrer Identität und ihrer Rolle zu leisten;

9. Zu einer größeren Flexibilität der Sozialordnung zu ermutigen, vor allem im Hinblick
auf die Aufteilung von Arbeitszeit und Freizeit, damit die einzelnen Menschen aus ei-
nem Wechsel in ihren Tätigkeiten Nutzen ziehen können,

Die Mitwirkung zu fördern
10. Jedem die Möglichkeit zu sichern, zur Ausformung von Ideen beizutragen und an

Entscheidungen mitzuwirken, die die Zukunft bestimmen; hierzu jedem auch den —
weitestmöglichen — Zugang zu Informationen und Kenntnissen zu öffnen;

11. Darauf zu achten, daß die von einer Gemeinschaft oder im Namen einer Gemein-
schaft durchgeführten Aktionen klar dargelegt und öffentlich erörtert sowie demo-
kratisch entschieden und umgesetzt werden;

12. Die Anerkennung der kulturellen Identität von Wanderarbeitnehmern, von Minder-
heiten und von Regionen und ihre Beteiligung - am sozialen Leben zu fördern,
damit unsere Gesellschaften unter Beachtung der Vielfalt das Entstehen neuer Soli-
daritäten ermöglichen,

Die Solidarität zu stärken
13. Die grundlegende Rolle der Solidarität zu unterstreichen und die Entwicklung ihrer

unterschiedlichen Erscheinungsformen zu unterstützen, insbesondere: die Familie,
die örtlichen Gemeinschaften und die freien Zusammenschlüssen;

14. Das Entstehen und die Entwicklung neuer Formen von Solidarität im Rahmen von
Projekten zu begünstigen, die von gemeinsamem Interesse sind und auf Neigungen,
Überzeugungen und Bedürfnissen Einzelner oder sozialer Gruppen beruhen;
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15. In unseren Gesellschaften Bedingungen zu schaffen, die einem besseren Verständnis
unter Menschen verschiedenen Alters und verschiedener Kulturen, verschiedener
Religionen und Traditionen dienen,

Die Zukunft zu gestalten

16. Die Findung, Erprobung und Annahme von sozialen Verhaltensweisen zu fördern,
die den Bestrebungen der Europäer entsprechen und zur Entfaltung neuer Formen
der Entwicklung beitragen;

17. Aktiv an der Verwirklichung des Aufbaus Europas mitzuwirken, insbesondere, um
die Ideale und Grundsätze, die unser gemeinsames Erbe darstellen, zu bewahren und
zu fördern;

18. Die internationalen Beziehungen und die internationale Zusammenarbeit zu för-
dern, die auf der gegnseitigen Achtung beruhen und die Entwicklung aller Völker be-
günstigen.

ANGESICHTS DER HERAUSFORDERUNGEN UNSERER ZEIT, NEHMEN
WIR, DIE EUROPÄISCHEN KULTURMINISTER, DIESE ZIELSETZUNGEN
ALS UNTERPFAND DER FREIHEIT UND DER HOFFNUNG AN.

Quel le : Generalsekretariat des Europarates

4. Dokumentation der Ergebnisse der 2. Direktwahlen zum Europäischen
Parlament vom 14. bis 17. Juni 1984.

Tabelle 1 — Wahlbeteiligung (in Mio Wählern und in %)

Mitgliedstaat

Belgien1

Dänemark
BR Deutschland
Griechenland1

Frankreich
Irland
Italien
Luxemburg1

Niederlande
Vereinigtes Königreich

Insgesamt

1984

Wahl-
berechtigte

6,97
3,80

44,45
7,79

36,83
2,41

44,44
0,21

10,70
41,92

199,52

Wahl-
beteiligung

92,2
52,2
56,8
77,2
56,7
47,6
83,9
87,0
50,5
32,4

60

1979

Wahl-
berechtigte

6,80
3,72

42,75
6,802

35,18
2,18

42,20
0,21
9,81

40,53

190,18

Wahl-
beteiligung

91,4
47,8
65,7
78,62

60,7
63,6
85,5
88,9
58,1
32,6

62

Zahl der
Sitze

24
16
81
24
81
15
81

6
25
81

434

1 Wahlpflicht.
2 Wahl am 18.10.1981.
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Tabelle 2 — Wahlergebnisse 1984 und 1979, nach Mitgliedstaaten1

1984 1979

Politische Parteien
und Gruppierungen

Belgien2

CVP (Flämische Christlich-Soziale Partei)
PSC (Wallonische Christlich-Soziale Partei)
PS (Wallonische Sozialisten)
SP (Flämische Sozialisten)
PVV (Flämische Liberale)
PRL (Wallonische Liberale)
FDF (Demokratische Front der Frankophonen)
Volksunie (Flämische Volksunion)
AGALEV (Flämische Grüne)
Ecolo (Wallonische Grüne)

Dänemark3

Folkebevaegelsen mod EF (Anti-EWG-
Bewegung)
Det Konservative Folkeparti (Konservative)
Socialdemokratiet (Sozialdemokraten)
Venstre (Liberale)
Socialistik Folkeparti (Sozialistische
Volkspartei)
Centrumdemokraterne (Demokratisches
Zentrum)
Fremskridtspartiet (Fortschrittspartei)
Radikale venstre (Sozialliberale)
Grönland: Siumut4

BR Deutschland5

CDU
CSU
SPD
FDP
Grüne

% der abge-
gebenen
Stimmen

19,8
7,6
13,3
17,1
8,6
9,4
2.5
8,5
4,3
3,9

20,8
20,8
19,4
12,5

9,2

6,6
3,5
3,1
-

37,5
8,5

37,4
4,8
8,2

Zahl der
Sitze

4
2
5
4
2
3

-
2
1
1

4
4
3
2

l 4

1
-
-
l4

34
7

33
-
7

% der abge-
gebenen
Stimmen

29,5
8,2

10,6
12,8
9,4
6,9
7,6
6,0
1,4
2,0

20,1
14,1
21,9
14,5

4,7

6,2
5,8
3,3
-

39,1
10,1
40,8

6,0
3,2

Zahl der
Sitze

7
3
3
4
2
2
2
1

-
-

4
2
3
3

1

1
1

-
1

34
8

35
4

-

1 In diesem Verzeichnis sind nur diejenigen politischen Parteien und Gruppierungen aufgeführt, die
über 5 % der Stimmen erzielt haben oder in der alten bzw. der neuen Versammlung vertreten waren
bzw. sind.

2 Verhältniswahl, 2 Listen für die niederländischsprachige und die französischsprachige Wähler-
schaft, 3 Wahlkreise, Vorzugsstimmrecht, Wahlpflicht, 17 Listen.

3 Verhältniswahl, Landeslisten, Vorzugsstimmrecht, Wahlpflicht, 10 Listen.
4 Grönland ist ein Wahlkreis mit Anspruch auf 1 Abgeordneten. Ab 1.1.1985, wenn Grönland aus

der Gemeinschaft ausgeschieden ist, wird der für die Insel vorgesehene Sitz nach dem Wahlgesetz
der Socialistik Folkeparti zugewiesen, die dann 2 Abgeordnete in das Europäische Parlament
entsenden kann.

5 Verhältniswahlsystem, Listen auf nationaler Ebene, 5-%-Klausel, 13 Listen, 3 vom Berliner Abge-
ordnetenhaus gewählte Vertreter.
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Politische Parteien
und Gruppierungen

Griechenland1

PASOK (Sozialisten)
ND (Neue Demokraten)
KKE (Kommunisten)
KKE-es (vom Ausland unabhängige
Kommunisten)
KODISO (Sozialdemokratische Partei)
KP (Fortschrittspartei)
EPEN (Nationalpolitische Union)

Frankreich2

Union de l'opposition (Union der Opposition)
1979: UFE (Frau Veil)

DIFE (Herr Chirac)
PS (Sozialistische Partei)
PCF (Kommunistische Partei)
Front d'opposition nationale
(Nationale Oppositionsfront)

Irland4

Fianna Fäil
Fine Gael
Labour
Independants (Unabhängige)

Italien5

PCI (Kommunistische Partei)
DC (Christliche Demokraten)
PSI (Sozialisten)
PLI (Liberale)

PRI (Republikaner)
MSI-DN (Italienische sozialistische
Bewegung — nationale Rechte)
PSDI (Sozialdemokratische Partei)
PR (Radikale Partei)
DP (Proletarische Demokraten)
SVP (Südtiroler Volkspartei)
Union valdotaine — partito sardo
d'azione (Sardische Aktionspartei)

1984

% der abge-
gebenen
Stimmen

41,6
38,1
11,6

3,4
0,8
0,2
2,3

42,9
-

-
20,8
11,2

11,0

39,2
32,2
8,4

10,1

33,3
33,0
11,2

6,1

6,5
3,5
3,4
1,4
0,6

0,5

Zahl der
Sitze

10
9
3

1
-
-
1

41
-

-
20
10

10

8
6

—
1 (Liberale)

27
26
9

5

5
3
3
1
1

1

1979

% der abge-
gebenen
Stimmen

40,1
31,3
12,8

5,3
4,2
1,2
-

-
27,6

43,9
16,3
23,53

20,5

-

34,7
33,1
14,5
14,1

29,6
36,4
11,0
3,5

2,6

9,4
4,3
3,7
0,7
0,6

—

i

Zahl der
Sitze

10
8
3

1
1

-
-

-
25

15
22
19

-

5
4
4
2

24
29
9
3

2

4
4
3
1
1

-

1 Verstärktes Verhältniswahlrecht, Landeslisten, Wahlpflicht, 17 Listen.
2 Verhältniswahl, Landeslisten, 5-%-Klausel, 14 Listen.
3 Mit MRG (Bewegung der Linksradikalen).
4 Verhältniswahlsystem, 4 Listen für 4 Wahlkreise, Vorzugsstimmrecht, 6 Listen.
5 Verhältniswahlsystem, 5 Listen für 5 Wahlkreise, Vorzugsstimmrecht, 11 Listen.
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Politische Parteien
und Gruppierungen

Luxemburg1

CSV (Christliche Demokraten)
LSAP (Sozialisten)
DP (Liberale)
Alternative Grüne

Niederlande2

PvdA (Sozialisten)
CDA (Christliche Demokraten)
VVD (Liberale)
Grüne + Pazifisten + Kommunisten
Konfessionelle Rechte
Demokratie 66

Vereinigtes Königreich3

Konservative
Labour Party
Alliance (Liberale und SDP)
Scottish National Party (Schottische
Nationalpartei)
Nordirland4

Democratic Unionist Party
Social Democratic and Labour Party
Official Ulster Unionist Party

1984

% der abge-
gebenen
Stimmen

35,3
30,3
21,1

6,2

33,7
30,0
18,9
5,6
5,2
2,3

40,8
36,5
19,5

1,7

33,6
22,1
21,9

Zahl der
Sitze

3
2
1

—

9
8
5
2
1

-

45
32
-

1

1
1
1

1979

% der abge-
gebenen
Stimmen

36,2
21,6
28,2

-

30,4
35,6
16,2

—
—
9,0

50,6
33,0
13,0

1,9

-
-
-

Zahl der
Sitze

3
1
2

—

9
10
4

-
—
2

60
17
-

1

1
1
1

1 Verhältniswahl, Landeslisten, Vorzugsstimmrecht, Wahlplficht, 7 Listen.
2 Verhältniswahlsystem, Landeslisten, Vorzugsstimmrecht, 9 Listen.
3 Mehrheitswahlrecht, 78 Wahlkreise, 11 Parteien.
4 Verhältniswahlsystem, 3 Wahlkreise, 5 Listen.

Quelle: Bulletin der EG, 6-1984, S. 15-18.

5. Schlußfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates zur 28. Ratstagung
am 25. und 26. Juni in Fontainebleau

Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung am 25. und 26. Juni 1984 in Fontainbleau die
Beschlüsse gefaßt, durch die die auf seiner Brüsseler Tagung vom 19. und 20. März 1984
offengebliebenen Fragen geregelt werden.

Der Europäische Rat hat außerdem seine Brüsseler Vereinbarungen bestätigt. Er hat
die bei den neuen Politikern erzielten Fortschritte zur Kenntnis genommen und Umwelt-
und Gesundheitsfragen erörtert. Schließlich hat er neue Leitlinien für die Neubelebung
der europäischen Zusammenarbeit festgelegt.
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Schlußfolgerungen des 28. Europäischen Rates in Fontainebleau

I. Haushaltsungleichgewicht
1. Die Ausgabenpolitik ist auf absehbare Zeit das wichtigste Mittel zur Lösung des

Problems des Haushaltsungleichgewichts. Es ist jedoch beschlossen worden, daß jeder
Mitgliedstaat, der gemessen an seinem relativen Wohlstand eine zu große Haushaltslast
trägt, zu gegebener Zeit in den Genuß einer Korrekturmaßnahme gelangen kann. Die
Grundlage der Korrektur ist die Differenz zwischen dem Anteil der Mehrwertsteuer-
Zahlungen und dem Anteil an den nach den derzeitigen Kriterien aufgeteilten Lasten.

2. Für das Vereinigte Königreich wird folgende Regelung angenommen:
— Für das Jahr 1984 wird ein Pauschbetrag von 1000 Millionen ECU festgesetzt.
— Ab 1985 wird die Differenz (Grundlage der Korrektur) nach Nummer 1 für den unter

Nummer 4 genannten Zeitraum jährlich in Höhe von 66 Prozent berichtigt.
3. Die unter Nummer 2 vorgesehenen Korrekturbeträge werden vom regulären

MWSt-Anteil des Vereinigten Königreichs für das Haushaltsjahr abgezogen, das auf das
Haushaltjahr folgt, für das die Korrektur gewährt wird. Die Lasten, die sich daraus für
die anderen Mitgliedstaaten ergeben, werden nach deren regulären MWSt-Anteil aufge-
teilt, der so angepaßt wird, daß sich der Anteil der Bundesrepublik Deutschland auf zwei
Drittel ihres MWSt-Anteils beläuft.

4. Der unter Nummer 2 zweiter Gedankenstrich vorgesehene Korrekturmechanismus
wird Bestandteil des Beschlusses über die Erhöhung der MWSt-Plafonds auf 1,4 Prozent
sein, wobei die Geltungsdauer des Mechanismus mit der des Beschlusses verknüpft ist.
Ein Jahr, bevor der neue Plafond erreicht wird, legt die Kommission dem Rat einen Be-
richt mit einer Übersicht über folgendes vor:
— die Ergebnisse der Haushaltsdisziplin,
— den Finanzbedarf der Gemeinschaft,
— die Aufteilung der Haushaltslasten auf die Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung ih-

res relativen Wohlstands und die daraus zu ziehenden Folgerungen in bezug auf die
Anwendung der Haushaltskorrekturen.

Der Rat wird die Frage insgesamt erneut prüfen und die entsprechenden Beschlüsse ex
novo fassen.

II. Eigene Mittel und Erweiterung
Der Höchstsatz für die Abführung der MWSt wird zum 1. Januar 1986 auf 1,4 Prozent
festgelegt; dieser Höchstsatz gilt für jeden Mitgliedstaat und tritt unmittelbar nach Ab-
schluß der Ratifikationsverfahren, spätestens jedoch am 1. Januar 1986, in Kraft. Der
Höchstsatz kann auf einstimmigen Beschluß des Rates und nach Zustimmung entspre-
chend den nationalen Verfahren zum 1. Januar 1988 auf 1,6 Prozent angehoben werden.

Der Europäische Rat bestätigt, daß die Verhandlungen über den Beitritt Spaniens und
Portugals spätestens am 30. September 1984 abgeschlossen sein sollten. Die Gemein-
schaft muß bis dahin alles daransetzen, damit die Voraussetzungen für das Gelingen die-
ser Erweiterung geschaffen werden, und zwar sowohl bei den Verhandlungen mit Spa-
nien über das Kapitel Fischerei, um die Erhaltung der Fischbestände sicherzustellen, als
auch durch eine Reform der gemeinsamen Marktorganisation für Wein, um die in der
Gemeinschaft erzeugten Weinmengen in den Griff zu bekommen, sowie durch Schaffung
eines angemessenen Gleichgewichts zwischen den Vereinbarungen im landwirtschaftli-
chen und im gewerblichen Bereich.

III. Finazierung des Haushaltsplans 1984
Der Europäische Rat ist übereingekommen, daß in Erwartung der Ratifikation der Erhö-
hung der Eigenmittel durch die nationalen Parlamente vom nächsten Rat (Haushalt)

Jahrbuch der Europäischen Integration 1984 435



DOKUMENTATION

Maßnahmen zur Deckung des Haushaltsbedarfs 1984 getroffen werden, um das normale
Funktionieren der Gemeinschaft sicherzustellen.

IV. Abbau der positiven Währungsausgleichsbeträge in der Bundesrepublik Deutsch-
land
Der Europäische Rat ersucht die Kommission um die Vorlage und den Ministerrat um
die Verabschiedung von Maßnahmen, die es gestatten, ab 1. Juli 1984, und zwar bis zum
31. Dezember 1988 die aus Mitteln des Bundeshaushalts finanzierte MWSt-Ermäßigung
für die deutsche Landwirtschaft von 3 Prozent zu erhöhen, um den Abbau der Währungs-
ausgleichsbeträge zu kompensieren, wobei die Kompensation nicht über das Volumen
des Abbaus hinausgehen sollte.

V. Sozialpolitik
Der Europäische Rat ersucht die Kommission, das im mittelfristigen Aktionsplan der Ge-
meinschaft im Sozialbereich vorgesehene Arbeitsprogramm zu verwirklichen und die Ar-
beiten, die sich aus den Schlußfolgerungen des Rates über den technologischen Wandel
und die sozialen Veränderungen ergeben, sowie die Arbeiten betreffend die Organisation
der Produktion durchzuführen.

VI. Das Europa der Bürger
Der Europäische Rat hält es für unerläßlich, daß die Gemeinschaft die Erwartung der
Völker Europas erfüllt, indem sie Maßnahmen trifft, durch die ihre Identität gegenüber
den europäischen Bürgern und der Welt gestärkt und gefördert wird und durch die sie an
Prestige gewinnt. Es wird ein Ad-hoc-Ausschuß eingesetzt, der diese Maßnahmen vorbe-
reitet und koordiniert. Er wird sich aus Vertretern der Staats- und Regierungschefs der
Mitgliedstaaten zusammensetzen.

Der Europäische Rat begrüßt die grundsätzliche Einigung, die über die Einführung des
europäischen Passes erzielt wurde, und ersucht den Rat, die erforderlichen Beschlüsse zu
fassen, damit dieser Paß den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten spätestens am 1. Ja-
nuar 1985 tatsächlich zur Verfügung steht.

Er ersucht den Rat und die Mitgliedstaaten, sehr rasch die Maßnahmen zu prüfen,
durch die innerhalb kurzer Zeit, auf jeden Fall aber vor Ende es ersten Halbjahres 1985,
erreicht werden kann, daß
— ein Einheitsdokument für den Warenverkehr eingeführt wird;
— alle Polizei- und Zollformalitäten an den innergemeinschaftlichen Grenzen im Perso-

nenverkehr entfallen;
— ein allgemeines System für die Gleichwertigkeit der Hochschuldiplome geschaffen

wird, um dem Recht auf freie Niederlassung innerhalb der Gemeinschaft effektive
Geltung zu verleihen.
Der Ausschuß wird unter anderem die folgenden Anregungen prüfen:

— Einführung von Symbolen für die Existenz der Gemeinschaft, insbesondere einer Fah-
ne und einer Hymne;

— Bildung von Europamannschaften im Sport;
— Trivialisierung der Grenzübergänge;
— Prägung einer eruropäischen Münze, nämlich der ECU.
Der Europäische Rat wünscht ferner, daß die Mitgliedstaaten durch entsprechende
Initiativen die Jugend dazu anregen, an den Maßnahmen der Gemeinschaft außerhalb ih-
rer Grenzen teilzunehmen, und insbesondere die Einsetzung nationaler Ausschüsse von
europäischen Entwicklungshelfern unterstützen, denen junge Euopäer angehören, die an
Entwicklungsvorhaben in der Dritten Welt mitarbeiten wollen.
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Der Ad-hoc-Ausschuß wird sich ferner mit folgenden Themen befassen:
— Rauschgiftbekämpfung,
— Partnerschaft zwischen Schulklassen.
Die Kommission wird im Rahmen ihrer Befugnisse zu den Arbeiten des Ausschusses bei-
tragen.

VII. Ad-hoc-Ausschuß für institutionelle Fragen

Der Europäische Rat hat die Einsetzung eines Ad-hoc-Ausschusses aus persönlichen Vertre-
tern der Staats- und Regierungschefs nach dem Vorbild des „Spaak-Ausschusses" beschlossen.
Dieser Ausschuß ist beauftragt, Vorschläge zum besseren Funktionieren der europäischen Zu-
sammenarbeit im Gemeinschaftsbereich wie auch im Bereich der Politischen Zusammenarbeit
und in anderen Bereichen zu unterbreiten. Der Präsident des Europäischen Rates wird alle zur
Durchführung dieses Beschlusses erforderlichen Vorkehrungen treffen.

Quel le : Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, Nr. 77 v.
29.6.1984, S. 684-686.

6. Drittes AKP-EWG-Abkommen (Lome III-Abkommen), unterzeichnet in
Lome am 8. September 1984 (Auszüge)

Erster Teil: Grundlagen der AKP-EWG-Zusammenarbeit

Kapitel 1

Ziele und Grundsätze der Zusammenarbeit

ARTIKEL 1
Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten einerseits und die AKP-Staaten andererseits
— nachstehend als „Vertragsparteien" bezeichnet — schließen das vorliegende Koopera-
tionsabkommen, um die wirtschaftliche, kulturelle und soziale Entwicklung der AKP-
Staaten zu fördern und zu beschleunigen und ihre Beziehungen im Geiste der Solidarität
und im beiderseitigen Interesse auszubauen und zu diversifizieren.

Die Vertragsparteien bekräftigen damit ihre Verpflichtung, das durch das Erste und
Zweite AKP-EWG-Abkommen eingeführte System der Zusammenarbeit fortzusetzen,
zu verstärken und wirksamer zu gestalten, und bestätigen den privilegierten, auf ihrem
beiderseitigen Interesse beruhenden Charakter ihrer Beziehungen sowie die besondere
Art ihrer Zusammenarbeit.

Die Vertragsparteien bringen ihren Willen zum Ausdruck, ihre Bemühungen um die
Schaffung eines Modells für die Beziehungen zwischen entwickelten Staaten und Ent-
wicklungsländern im Hinblick auf eine gerechtere und ausgewogenere Weltwirtschafts-
ordnung zu verstärken und gemeinsam darauf hinzuwirken, daß den Grundsätzen ihrer
Zusammenarbeit auf internationaler Ebene Geltung verschaffen wird.

ARTIKEL 2
Die AKP-EWG-Zusammenarbeit, die sich auf rechtliche Vereinbarungen und auf ge-
meinsame Organe stützt, basiert auf folgenden Grundprinzipien:
— Gleichheit der Partner, Achtung ihrer Souveränität, beiderseitiges Interesse und ge-

genseitige Abhängigkeit;
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— Recht jedes Staates, seine Entscheidungen auf politischem, sozialem, kulturellem und
wirtschaftlichem Gebiet selbst zu treffen;

— Sicherheit ihrer Beziehungen, die sich auf den Besitzstand ihrer Kooperationsregelung
stützt.

ARTIKEL 3
Die AKP-Staaten legen souverän die Grundsätze, Strategien und Modelle für die Ent-
wicklung ihrer Wirtschaft und Gesellschaft fest.

ARTIKEL 4

Durch die AKP-EWG-Zusammenarbeit werden die Bemühungen der AKP-Staaten um
eine autonomere und sich selbsttragende Entwicklung auf der Basis ihrer sozialen und
kulturellen Werte, ihres menschlichen Potentials, ihrer Naturschätze und ihrer wirt-
schaftlichen Möglichkeiten mit dem Ziel unterstützt, den gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Fortschritt der AKP-Staaten und den Wohlstand ihrer Bevölkerung durch
die Befriedigung ihrer grundlegenden Bedürfnisse, die Anerkennung der Rolle der Frau
und die Entfaltung der menschlichen Fähigkeiten unter Achtung ihrer Würde zu fördern.

ARTIKEL 5

Im Hinblick auf eine ausgewognenere und automomere wirtschaftliche Entwicklung der
AKP-Staaten sind in diesem Abkommen besondere Bemühungen vorgesehen, um die
Entwicklung in den ländlichen Gebieten, die Ernährungssicherheit der Bevölkerung und
die Wiederherstellung und den Ausbau der landwirtschaftlichen Erzeugung der AKP-
Staaten zu fördern.

ARTIKEL 6

Um die kollektive Autonomie der AKP-Staaten zu stärken, unterstützt dieses Abkom-
men die Bemühungen, welche die AKP-Staaten unternehmen, um sich regional zu orga-
nisieren und ihre Zusammenarbeit auf regionaler und interregionaler Ebene auszubauen.

In diesem Rahmen wird der Durchführung von Aktionen, bei denen ein regionales
Vorgehen besonders angemessen ist und die einen langanhaltenden Einsatz erfordern,
bei der Zusammenarbeit besondere Aufmerksamkeit geschenkt.

ARTIKEL 7
Die Vertragsparteien erkennen die Notwendigkeit an, den am wenigsten entwickelten
AKP-Staaten eine besondere Behandlung zuteil werden zu lassen und die besonderen
Schwierigkeiten der AKP-Binnenstaaten und der AKP-Inselstaaten zu berücksichtigen.
Besondere Aufmerksamkeit schenken sie der Verbesserung der Lebensbedingungen der
am meisten benachteiligten Bevölkerungsschichten.

Die Zusammenarbeit umfaßt vor allem eine besondere Behandlung bei der Festlegung
des Umfangs der Finazmittel sowie der Voraussetzungen, an die die Gewährung dieser
Mittel geknüpft ist, damit diese Staaten die strukturellen und sonstigen Hindernisse über-
winden können, die ihrer Entwicklung im Wege stehen.

Hinsichtlich der AKP-Binnenstaaten und der AKP-Inselstaaten besteht das Ziel der
Zusammenarbeit darin, besondere Maßnahmen festzulegen und zu fördern, um die durch
die geographische Lage dieser Staaten hervorgerufenen Entwicklungsprobleme zu lösen.

ARTIKEL 8
Die Vertragsparteien legen, um die Wirksamkeit der Instrumente dieses Abkommens zu
verbessern, im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit Leitlinien, Prioritäten und Maß-
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nahmen fest, die die Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens und einer kohärenten
finanziellen und technischen Hilfe sowie anderer Instrumente der Zusammenarbeit be-
günstigen.

In diesem Zusammenhang kommen sie überein, im Rahmen des Abkommens ihren
Dialog darüber, wie diese Instrumente noch wirksamer eingesetzt werden könne, fortzu-
setzen.

ARTIKEL 9
Die Organe dieses Abkommens prüfen im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit regel-
mäßig die Ergebnisse der Durchführung dieses Abkommens, geben die notwendigen Im-
pulse und treffen alle für die Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens zweckdienli-
chen Entscheidungen und Maßnahmen.

Probleme, die eine wirksame Durchführung der Ziele dieses Abkommens unmittelbar
behindern könnten, können im Rahmen der Organe zur Sprache gebracht werden.

Im Rahmen des Ministerrates finden auf Antrag einer der Parteien in den in diesem
Abkommen vorgesehenen Fällen oder im Falle von Schwierigkeiten bei der Durchfüh-
rung oder Auslegung der Bestimmungen dieses Abkommens entsprechende Konsultatio-
nen statt.

Gedenkt die Gemeinschaft im Rahmen ihrer Zuständigkeit eine Maßnahme zu treffen,
die nach Maßgabe der Ziele dieses Abkommens die Interessen der AKP-Staaten berüh-
ren könnte, so unterrichtet sie diese darüber. Die Inititative in bezug auf den Informa-
tionsaustausch kann erforderlichenfalls auch von den AKP-Staaten ausgehen. Auf An-
trag dieser Staaten finden zu gegebener Zeit Konsultationen statt, damit vor der endgülti-
gen Entscheidung deren Anliegen Rechnung getragen werden kann.

Kapitel 2

Ziele und Leitlinien dieses Abkommens für die wichtigsten Bereiche der Zusammenarbeit

ARTIKEL 10
Die Zusammenarbeit zielt darauf ab, eine Entwicklung der AKP-Staaten zu unterstüt-
zen, die auf den Menschen ausgerichtet ist und in der Kultur der einzelnen Völker wur-
zelt. Sie unterstützt die Politiken und Maßnahmen, welche diese Staaten anwenden, um
ihr menschliches Potential zu nutzen, ihre eigenen schöpferischen Fähigkeiten zu steigern
und ihre kulturelle Identität zu fördern. Sie begünstigt die Beteiligung der Bevölkerun-
gen an der Konzipierung und Durchführung der Entwicklungsmaßnahmen.

Bei der Zusammenarbeit werden in den einzelnen Bereichen und in den verschiedenen
Phasen der Durchführung die kulturelle Dimension und die sozialen Auswirkungen der
Maßnahmen berücksichtigt.

ARTIKEL 11
Im Rahmen der Bemühungen um den Umweltschutz und die Wiederherstellung des na-
türlichen Gleichgewichts trägt die Zusammenarbeit insbesondere zur Bekämpfung der
Dürre und der Wüstenbildung bei und umfaßt noch weitere auf dieses Ziel ausgerichtete
thematische Aktionen.

ARTIKEL 12
Die Zusammenarbeit im landwirtschaftlichen Bereichen zielt in erster Linie darauf ab,
die Selbstversorgung und die Ernährungssicherheit der AKP-Staaten zu erreichen, das
Produktionssystem zu entwickeln und zu organisieren, die Lebenshaltung, die Lebensbe-
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dingungen und den Lebensrahmen der Ländlichen Bevölkerung zu verbessern und eine
ausgewogene Entwicklung der ländlichen Gebiete herbeizuführen.

Die Aktionen in diesem Bereich werden flankierend zu den von den AKP-Staaten fest-
gelegten Politiken und Strategien im Agrar- und Ernährungsbereich konzipiert und
durchgeführt.

ARTIKEL 13
Die Zusammenarbeit im Bereich von Bergbau und Energie ist darauf ausgerichtet, im
beiderseitigen Interesse eine diversifizierte wirtschaftliche Entwicklung zu fördern und zu
beschleunigen, bei der das menschliche Potential und die Naturschätze der AKP-Staaten
voll genutzt werden, und eine bessere Integration dieser und anderer Bereiche sowie die
Komplementarität zwischen ihnen und den übrigen Bereichen der Wirtschaft zu begünsti-
gen.

Sie zielt darauf ab, dieser Zielsetzung entsprechende soziokulturelle und ökonomische
Umweltbedingungen sowie materielle Infrastrukturen zu schaffen und auszubauen.

Sie unterstützt die Bemühungen der AKP-Staaten, die darauf ausgerichtet sind, eine
ihrer jeweiligen Lage angepaßte Energiepolitik festzulegen und zu verwirklichen, um ins-
besondere die Abhängigkeit der meisten AKP-Staaten von der Einfuhr von Mineralöler-
zeugnissen schrittweise zu verringern und neue und regenerierbare Energiequellen zu
entwickeln.

Ihr Ziel ist es, zu einer besseren Erschließung der Energie- und Bergbauressourcen bei-
zutragen; sie berücksichtigt die Energieaspekte der einzelnen wirtschaftlichen und sozia-
len Bereiche und trägt so zu einer Verbesserung der Lebens- und Umweltbedingungen
und zu einer besseren Erhaltung der Ressourcen der Biomasse, vor allem von Brennholz,
bei.

ARTIKEL 14
Die Vertragsparteien erkennnen die wichtige Rolle an, die die Industrie als Triebkraft bei
der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung spielt, und sind entschlossen, in den AKP-
Staaten eine ausgewogene und autonome Entwicklung zu gewährleisten, für die diese
Staaten selber die Prioritäten festlegen. Sie kommen überein, die industrielle Entwick-
lung in den AKP-Staaten zu begünstigen, damit die Bemühungen dieser Staaten um die
Förderung ihrer kollektiven Autonomie und die Vergrößerung ihres Anteils am Welthan-
del stärker zum Tragen kommen.

ARTIKEL 15
Die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Fischerei zielt darauf ab, die AKP-Staaten bei
der Nutzung ihrer Fischereiressourcen zu unterstützen, damit die für den Eigenverbrauch
bestimmte Produktion im Rahmen ihres Strebens nach größerer Ernährungssicherheit
und die für die Ausfuhr bestimmte Produktion gesteigert werden. Sie wird im beiderseiti-
gen Interesse der Vertragsparteien unter Achtung ihrer jeweiligen Fischereipolitik konzi-
piert.

Kapitel 3

Grundsätze für die Handhabung der Instrumente der Zusammenarbeit

ARTIKEL 16
Um zur Erreichung der Ziele dieses Abkommens beizutragen, wenden die Vertragspar-
teien Instrumente der Zusammenarbeit an, die den Grundsätzen der Solidarität und des
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beiderseitigen Interesses entsprechen und der wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen
Lage der AKP-Staaten und der Gemeinschaft sowie der Entwicklung der internationalen
Umwelt angepaßt sind.

Diese Instrumente dienen hauptsächlich dazu, durch Verstärkung der Mechanismen
und Systeme
— den Handel zwischen den Vertragsparteien zu verstärken;
— die Bemühungen der AKP-Staaten um eine autonome Entwicklung durch Stärkung

ihrer Fähigkeit zur Innovation, Anpassung und Umwandlung der Technologie zu un-
terstützen;

— den AKP-Staaten bei ihren Bemühungen um einen Zugang zu den Kapitalmärkten zu
helfen und private europäische Direktinvestitionen zu Unterstützung der Entwicklung
der AKP-Staaten zu fördern;

— der Unbeständigkeit der Erlöse aus der Ausfuhr landwirtschaftlicher Grundstoffe der
AKP-Staaten zu begegnen und diese Staaten im Falle ernster Störungen im Bergbau
zu unterstützen.

ARTIKEL 17

Um den Handel zwischen den Vertragsparteien zu fördern und zu diversifizieren, kom-
men die Gemeinschaft und die AKP-Staaten überein, eine allgemeine Handelsregelung
festzulegen,
— Sonderbestimmungen für die Einfuhr bestimmter AKP-Erzeugnisse durch die Ge-

meinschaft vorzusehen,
— Bestimmungen zur Förderung der Entwicklung des Handels und der Dienstleistungen

der AKP-Staaten, einschließlich des Fremdenverkehrs, festzulegen,
— ein System der gegenseitigen Unterrichtung und Konsultation einzuführen, das die

wirksame Durchführung der Bestimmungen dieses Abkommens über die handelspoli-
tische Zusammenarbeit gewährleistet.

ARTIKEL 18
Die allgemeine Handelsregelung, die auf den internationalen Verpflichtungen der Ver-
tragsparteien beruht, zielt darauf ab, eine sichere und feste Grundlage für die handelspo-
litische Zusammenarbeit zwischen den AKP-Staaten und der Gemeinschaft zu schaffen.

Sie stützt sich auf den Grundsatz des freien Zugangs der Ursprungserzeugnisse der
AKP-Staaten zum Markt der Gemeinschaft, wobei besondere Bestimmungen für die
landwirtschaftlichen Erzeugnisse sowie Schutzbestimmungen vorgesehen sind.

In Anbetracht der derzeitigen Entwicklungserfordernisse der AKP-Staaten ist für diese
hinsichtlich des freien Zugangs in der Regelung keine Gegenleistung vorgesehen.

Die Regelung stützt sich auch auf den Grundsatz, daß die AKP-Staaten die Mitglied-
staaten nicht unterschiedlich und die Gemeinschaft nicht ungünstiger behandeln dürfen,
als dies nach der Meistbegünstigungsregelung möglich ist.

ARTIKEL 19
Die Gemeinschaft trägt zu den Entwicklungsbemühungen der AKP-Staaten durch eine
ausreichende finanzielle Hilfe und eine angemessene technische Unterstützung bei, durch
die die Fähigkeit dieser Staaten zu einer sich selbsttragenden und integrierten wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Entwicklung gestärkt und ein Beitrag zur Hebung des Le-
bensstandards und des Wohlstands ihrer Bevölkerung geleistet werden soll.

Dieser Beitrag wird auf vorhersehbaren und regelmäßigen Grundlagen geleistet. Er
wird von der Gemeinschaft zu möglichst großzügigen Bedingungen gewährt. Dabei wird
insbesondere die Lage der am wenigsten entwickelten AKP-Staaten berücksichtigt.
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ARTIKEL 20
Die Vertragsparteien kommen überein, einen stärkeren und stabileren Zustrom von Mit-
teln des Privatsektors in die AKP-Staaten zu erleichtern, indem sie Maßnahmen treffen,
um den AKP-Staaten einen besseren Zugang zu den Kapitalmärkten zu verschaffen und
private europäische Investitionen in den AKP-Staaten zu fördern.

Die Vertragsparteien heben die Notwendigkeit hervor, für diese Investitionen gerechte
und stabile Rahmenbedingungen anzubieten.

ARTIKEL 21

In Anbetracht der außerordentlichen Abhängigkeit der Volkswirtschaft der weitaus mei-
sten AKP-Staaten von der Ausfuhr landwirtschaftlicher Grundstoffe kommen die Ver-
tragsparteien überein, ihrer Zusammenarbeit auf diesem Gebiet besondere Aufmerk-
samkeit zu widmen, um die von den AKP-Staaten festgelegten Politiken und Strategien
zu unterstützen und damit die Produktions- und Vermarktungsbedingungen sowie die
örtliche Verarbeitung wiederherzustellen und zu verbessern.

Die Vertragsparteien kommen ferner überein, die Bedeutung des Systems der Stabili-
sierung der Ausfuhrerlöse zu bestätigen und den Prozess der Konsultationen zwischen
den AKP-Staaten und der Gemeinschaft in den internationalen Gremien und Organisa-
tionen, die sich mit der Stabilisierung der Märkte für landwirtschaftliche Grundstoffe be-
fassen, zu verstärken.

In Anbetracht der Bedeutung des Bergbaus bei den Entwicklungsbemühungen zahlrei-
cher AKP-Staaten und der gegenseitigen Abhängigkeit der AKP-Staaten und der Ge-
meinschaft in diesem Bereich bekräftigen die Vertragsparteien die Bedeutung des Sy-
stems zur Unterstützung der AKP-Staaten, die in diesem Bereich ernsten Schwierigkei-
ten gegenüberstehen, bei der Wiederherstellung von dessen Lebensfähigkeit und bei der
Behebung der Folgen dieser Schwierigkeiten für die Entwicklung dieser Staaten.

Anhang I

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 4
1. Die Vertragsparteien wiederholen ihr aufrichtiges Bekenntnis zur menschlichen Wür-
de, die ein unabdingbares Recht ist und ein wesentliches Ziel für die Verwirklichung der
legitimen Bestrebungen der Einzelnen und der Völker darstellt. Sie bekräftigen, daß je-
der Mensch in seinem eigenen Land oder in einem Aufnahmeland das Recht auf Achtung
seiner Würde und auf den Schutz durch das Gesetz hat.

2. Die Vertragsparteien erklären, daß die AKP-EWG-Zusammenarbeit dazu beitra-
gen muß, die Hindernisse zu beseitigen, die verhindern, daß die Menschen und die Völ-
ker in den vollen und tatsächlichen Genuß ihrer wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Rechte gelangen, und zwar durch die Entwicklung, die für ihre Würde, ihr Wohl und ihre
Entfaltung unbedingt notwendig ist.

3. Die Vertragsparteien bekräftigen in diesem Zusammenhang ihre bestehende völ-
kerrechtliche Verpflichtung, im Hinblick auf die Beseitigung aller Formen der Diskrimi-
nierung aufgrund von ethnischer Zugehörigkeit, Abstammung, Rasse, nationaler Her-
kunft, Farbe, Geschlecht, Sprache, Religion oder aufgrund eines sonstigen Status zu be-
kämpfen. Sie erklären ihre Entschlossenheit, sich wirkungsvoll für die Abschaffung der
Apartheid, die eine offenkundige Verletzung der menschlichen Würde darstellt, einzu-
setzen.

Quel le : Rat der EG, ACP-CEE 2247/84 REV 1 v. 15.1.1985.
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7. Erklärung des Ministerrates der Westeuropäischen Union (WEU) vom
27. Oktober 1984 in Rom

1.
Auf Einladung der italienischen Regierung sind die Außenminister und die Verteidi-
gungsminister der sieben Mitgliedstaaten der Westeuropäischen Union aus Anlaß des 30.
Jahrestags der Änderung des Brüsseler Vertrags am 26. und 27. Oktober in Rom zu einer
außerordentlichen Tagung zusammengekommen.
2.
Die Minister unterstreichen die Bedeutung dieses Vertrags und ihr Bekenntnis zu seinen
Zielen:
— den Frieden und die Sicherheit zu fördern und seiner fortschreitenden Integration An-

trieb zu geben sowie
— eine engere Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und mit anderen europäi-

schen Organisationen anzustreben.
3.
Im Bewußtsein der fortbestehenden Notwendigkeit, die westeuropäische Sicherheit zu
stärken, und der konkreten geographischen, politischen, psychologischen und militäri-
schen Dimensionen für Westeuropa haben die Minister ihre Entschlossenheit unterstri-
chen, die WEU besser zu nutzen, um die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten in der Si-
cherheitspolitik zu verstärken und einen Konsens zu fördern. In diesem Zusammenhang
forderten sie weitere Bemühungen um die Bewahrung des Friedens, Stärkung von Ab-
schreckung und Verteidigung und damit die Festigung der Stabilität durch Dialog und
Zusammenarbeit.
4.
Die Minister erinnerten daran, daß das Atlantische Bündnis, welches das Fundament der
westlichen Sicherheit bleibt, den Frieden auf dem Kontinent 35 Jahre lang bewahrt hat.
Dies hat den Aufbau Europas ermöglicht. Die Minister sind davon überzeugt, daß eine
bessere Nutzung der WEU nicht nur zur Sicherheit Westeuropas, sondern auch zur Ver-
besserung der gemeinsamen Verteidigung aller Staaten des Atlantischen Bündnisses und
zu größerer Solidarität unter seinen Mitgliedern beitragen würde.
5.
Die Minister betonen die Unteilbarkeit der Sicherheit innerhalb des Vertragsgebiets des
Nordatlantischen Bündnisses. Sie erinnerten insbesondere an den wichtigen substantiel-
len Beitrag aller europäischen Verbündeten und unterstrichen die entscheidende Bedeu-
tung des Beitrags, der von ihren Verbündeten, die nicht Mitglieder der WEU sind, zur
gemeinsamen Sicherheit geleistet wird. Sie betonten, daß in Ergänzung ihrer gemeinsa-
men Anstrengungen eine möglichst enge Abstimmung mit diesen Verbündeten notwen-
dig sei.
6.
Die Minister sind davon überzeugt, daß eine verstärkte Zusammenarbeit innerhalb der
WEU auch zur Aufrechterhaltung einer angemessenen militärischen Stärke und politi-
schen Solidarität und auf dieser Grundlage zu stabileren Beziehungen zwischen Ost und
West durch die Förderung von Dialog und Zusammenarbeit beitragen wird.
7.
Die Minister machten auf die Notwendigkeit aufmerksam, die vorhandenen Ressourcen
durch verstärkte Zusammenarbeit in bestmöglicher Weise zu nutzen und den Institutio-
nen, die im Rüstungsbereich Zusammenarbeit, durch die WEU politische Impulse zu ge-
ben.
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Die Minister haben deshalb beschlossen, eingehende Gespräche zu führen und eine Ab-
stimmung ihrer Auffassungen zur konkreten Sicherheitslage in Europa anzustreben; dies
gilt insbesondere im Hinblick auf
— Verteidigungsfragen;
— Rüstungskontrolle und Abrüstung;
— die Auswirkungen von Entwicklungen in den Ost-West-Beziehungen auf die Sicher-

heit Europas;
— Europas Beitrag zur Stärkung des Atlantischen Bündnisses unter Berücksichtigung

der Bedeutung der transatlantischen Beziehungen;
— die Entwicklung der europäischen Zusammenarbeit im Rüstungsbereich, in dem die

WEU einen politischen Impuls geben kann. Sie können sich ebenfalls befassen mit
den Auswirkungen von Krisen in anderen Regionen der Welt auf Europa.

9.
Die Minister erinnerten an die Bedeutung der Versammlung der WEU, die als das einzi-
ge vertraglich mit der Behandlung von Verteidigungsangelegenheiten beauftragte euro-
päische parlamentarische Gremium dazu aufgerufen ist, eine größere Rolle zu spielen.

Sie hoben den bedeutenden Beitrag hervor, den die Versammlung bereits zur Neubele-
bung der WEU geleistet hat, und forderten sie auf, ihre Bemühungen um die Stärkung
der Solidarität unter den Mitgliedstaaten fortzusetzen und danach zu trachten, den Kon-
sens in der öffentlichen Meinung im Hinblick auf ihre Sicherheits- und Verteidigungser-
fordernisse zu festigen.
10.
Zur Verwirklichung dieser Ziele haben die Minister eine Reihe konkreter Maßnahmen
zur Verbesserung der Struktur und Organisation der WEU beschlossen, die in einem ge-
sonderten Dokument dargelegt sind.

Institutionelle Reform der WEU

Auf ihrer Tagung am 26. und 27. Oktober 1984 in Rom aus Anlaß des 30. Jahrestags der
Änderung des Brüsseler Vertrags von 1954 haben die Außenminister und die Verteidi-
gungsminister der Unterzeichnerstaaten beschlossen, die Institutionen der WEU besser
zu nutzen und die vorhandenen Institutionen entsprechend an die geänderten Aufgaben
der Organisation anzupassen.

I. Belebung des Rates
Die Minister betrachten die Belebung des Rates als zentrales Element in dem Bemühen,
die Westeuropäische Union besser zu nutzen. Im Einklang mit Artikel VIII des geänder-
ten Brüsseler Vertrags, der es dem Rat erlaubt, seine Arbeit selbständig zu organisieren
und nachgeordnete Stellen zu konsultieren oder einzurichten, beschlossen die Minister
folgendes:
1.
Der Rat tagt künftig in der Regel zweimal jährlich auf Ministerebene. Eine dieser Sitzun-
gen kann im kleinen Kreis ohne formelle Tagesordnung stattfinden.- Bei diesen Tagungen
treffen die Außenminister und die Verteidigungsminister zusammen.

Getrennte Tagungen der Außenminister und/oder Verteidigungsminister zur Erörte-
rung von Angelegenheiten ihres Zuständigkeitsbereichs können ebenfalls stattfinden,
falls die Mitgliedstaaten dies für notwendig erachten.
2.
Jeder Mitgliedstaat übernimmt für ein Jahr die Präsidentschaft des Rates. Die Tagungen
des Rates finden in der Regel in dem Land statt, das die Präsidentschaft innehat.
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3.
Die Arbeit des Ständigen Rates muß entsprechend der erweiterten Tätigkeit des Mini-
sterrats intensiviert werden. Der Ständige Rat, der den Auftrag hat, die von den Mini-
stern geäußerten Auffassungen eingehender zu erörtern und ihre Beschlüsse weiterzuver-
folgen, trifft entsprechend dem obengenannten Artikel VIII Absatz 2 die dazu notwendi-
gen Vorkehrungen; dies umfaßt gegebenenfalls die Einsetzung von Arbeitsgruppen.
4.
Das Generalsekretariat soll der erweiterten Tätigkeit des Ministerrats und des Ständigen
Rates angepaßt werden.
5.
Die Minister haben das Generalsekretariat gebeten, sobald wie möglich einen Bericht
über die vom Sekretariat geleistete Arbeit vorzulegen und zu prüfen, welche Maßnahmen
zur Verstärkung seiner Tätigkeit notwendig sein könnten. In diesem Zusammenhang
stellten die Minister fest, daß bei einer personellen Umstrukturierung des Generalsekre-
tariats die in den anderen WEU-Institutionen vorgenommenen Anpassungen berücksich-
tigt werden sollen. Sie betonten, daß vorgeschlagene Anpassungen nicht zu einer Erhö-
hung des Personalgesamtbestands der Organisation führen sollen.

II. Beziehungen zwischen Rat und Versammlung
Die Minister befürworteten bessere Kontakte zwischen dem Rat und der Versammlung.

Unter Hinweis darauf, daß nach Artikel IX des Vertrags die Versammlung ausdrück-
lich aufgefordert ist, die ihr vom Ministerrat vorgelegten Berichte zu Sicherheits- und
Verteidigungsfragen der Mitgliedstaaten zu erörtern, und in Anbetracht dessen, daß die
bisherige Praxis es der Versammlung ermöglicht hat, den Bereich der von ihr erörterten
Themen zu erweitern, sprechen sich die Minister für eine Stärkung der Rolle der Ver-
sammlung aus; sie soll sich insbesondere vermehrt darum bemühen, der Öffentlichkeit in
den Mitgliedstaaten die politischen Erklärungen des Rates bewußtzumachen, der den po-
litischen Willen der einzelnen Regierungen zum Ausdruck bringt. Daher unterbreiten die
Minister der Versammlung folgende Vorschläge:
1.
Zur Verbesserung der Kontakte zwischen dem Rat und der Versammlung gibt es nach
Auffassung der Minister eine Reihe von Möglichkeiten, von denen insbesondere folgen-
de hervorzuheben sind:
— Eine substantielle Verbesserung der bestehenden Verfahren für die Abfassung schrift-

licher Antworten auf Empfehlungen der Versammlung und auf Fragen. Die Minister
sind der Auffassung, daß hierbei der Präsidentschaft eine führende Rolle zukommt,
wobei sie soweit wie möglich die Dienste des Generalsekretariats in Anspruch nehmen
soll.

— Die Entwicklung informeller Kontakte zwischen Regierungsvertretern und Vertretern
der Versammlung.

— Gegebenenfalls ein Kolloquium unter Beteiligung der Präsidentschaft des Rates und
der Ausschüsse der Versammlung.

— Die Verbesserung der Kontakte, die traditionell nach der Ministertagung des Rates
stattfinden, und ganz allgemein die Verbesserung der Verfahren, nach denen die Ver-
sammlung von der Präsidentschaft unterrichtet wird; die Vertreter der Präsidentschaft
können die verschiedenen Ausschüsse — zwischen den Sitzungen der Versammlung —
über den neuesten Stand der Arbeit des Rates unterrichten und auch an ihren Diskus-
sionen teilnehmen.

— Die Möglichkeit, daß die Versammlung Beiträge der technischen Institutionen der
WEU nutzt.
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2.
In der Überzeugung, daß eine größere Zusammenarbeit zwischen dem Rat und der Ver-
sammlung einen entscheidenen Faktor bei einer stärkeren Nutzung der WEU darstellt,
unterstrichen die Minister die Bedeutung, die sie den Empfehlungen und der Arbeit der
Versammlung beimessen.
3.
Die Minister betonten, ohne dem Beschluß der Mitglieder der Versammlung vorgreifen zu
wollen, welche Bedeutung in ihren Augen der Entwicklung eines Dialogs zwischen der
Versammlung und anderen Parlamenten sowie parlamentarischen Institutionen zukommt.
4.
Die Minister erklärten auch, daß die Mitgliedstaaten stets bereit seien, ihre nationalen
Delegationen über die Haltung ihrer Regierungen zu in den Berichten der Versammlung
erörterten Fragen zu unterrichten und ihre Berichterstatter mit Informationen zu versor-
gen.

III. Amt für Rüstungskontrolle und Ständiger Rüstungsausschuß
Die Minister befaßten sich auch mit der Tätigkeit des Amtes für Rüstungskontrolle und
des Ständigen Rüstungsausschusses.
1.
Im Zusammenhang mit dem Amt, das 1954 zur Überwachung der Einhaltung der von den
Vertragsparteien vereinbarten freiwilligen Rüstungsbeschränkungen geschaffen wurde,
unterstrichen die Minister den beispielhaften Charakter dieser Verpflichtungen, die unter
den Unterzeichnerstaaten Vertrauen geschaffen hätten; sie würdigten die von dem Amt
geleistete Arbeit.

Unter Berücksichtigung der dabei gewonnenen Erfahrungen unterstrichen die Minister
das Interesse, das sie der Entwicklung von Beratungen über Fragen der Rüstungskontrol-
le und Abrüstung durch die Mitgliedstaaten der WEU beimessen.
2.
Im Zusammenhang mit dem Ständigen Rüstungsausschuß erinnerten die Minister an die
Bedeutung der in dem Beschluß des Rates vom 7. Mai 1955 dargelegten Aufgaben, mit
dem dieses Gremium geschaffen wurde.

Sie unterstrichen dabei, daß eine leistungsstarke, wettbewerbsfähige europäische Rü-
stungsindustrie einen grundlegenden Aspekt des europäischen Beitrags zum Atlantischen
Bündnis darstelle. Es erschien ihnen sehr wichtig, daß die sieben Mitgliedstaaten der
WEU in der Lage sind, ihre Auffassungen auf diesem Gebiet abzustimmen und ihre Be-
mühungen mit dem Ziel zu koordinieren, die Zusammenarbeit in den verschiedenen mul-
tilateralen Gremien effektiver zu gestalten.
3.
Mit dem Ziel, die Institutionen der WEU besser an gegenwärtige und künftige Erforder-
nisse anzupassen, faßten die Minister folgende Beschlüsse:

a) In Anbetracht dessen, daß die dem Amt für Rüstungskontrolle ursprünglich zuge-
wiesenen Kontrollaufgaben jetzt größtenteils überflüssig geworden sind, beschlossen die
Minister im Einklang mit Artikel V des Protokolls Nr. III, nach dem der Rat die Kon-
trolltätigkeit des Amtes für Rüstungskontrolle ändern kann, die verbliebenen Mengen-
kontrollen konventioneller Waffen stufenweise abzuschaffen. Die Minister kamen über-
ein, diese Kontrollen bis zum 1. Januar 1985 beträchtlich zu verringern und sie ab 1. Janu-
ar 1986 völlig aufzuheben. Die ABC-Waffen betreffenden Verpflichtungen und Kontrol-
len werden im bisherigen Umfang im Einklang mit den bisher vereinbarten Verfahren
beibehalten.

b) Die Minister haben den Ständigen Rat angewiesen, in Absprache mit den Direkto-
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ren des Amtes für Rüstungskontrolle und des Ständigen Rüstungsausschusses die genau-
en Modalitäten einer umfassenden Reorganisation festzulegen, die das Amt für Rü-
stungskontrolle, das Internationale Sekretariat des Ständigen Rüstungsausschusses und
den Ständigen Rüstungsausschuß betrifft; diese Gremien könnten so strukturiert werden,
daß sie in der Lage sind, eine dreifache Aufgabe zu erfüllen:
— Untersuchung von Fragen der Rüstungskontrolle und Abrüstung bei gleichzeitiger

Wahrnehmung der verbliebenen Kontrollaufgaben;
— Erstellung von Studien über Sicherheits- und Verteidigungsprobleme;
— aktiver Beitrag zur Entwicklung der europäischen Zusammenarbeit im Rüstungsbe-

reich.
c) Den beiden erstgenannten Aufgaben liegt die Ansicht zugrunde, eine gemeinsame

Grundlage für eine Analyse verfügbar zu haben, die einen nützlichen Bezugspunkt für
die Arbeit des Rates und der Versammlung wie auch für die Unterrichtung der öffentli-
chen Meinung darstellen kann.

Diese Reorganisation muß einerseits unter Berücksichtigung der sich zunächst aus der
Verringerung und dann aus der Abschaffung der Kontrollaufgaben ergebenden veränder-
ten Pflichten und andererseits der Notwendigkeit durchgeführt werden, geeignete Exper-
ten zur Verfügung zu haben.

d) Im Hinblick auf die Zusammenarbeit im Rüstungsbereich soll die WEU in der Lage
sein, aktiv einen politischen Anstoß zu geben:
— durch die Unterstützung aller kooperativen Anstrengungen einschließlich derjenigen

der Unabhängigen Europäischen Programmgruppe und des Ausschusses der Nationa-
len Direktoren für Rüstungsfragen;

— insbesondere durch die Unterstützung der Tätigkeit der Unabhängigen Europäischen
Programmgruppe als eines Forums, dessen Hauptziel es ist, die europäische Zusam-
menarbeit zu fördern und auch zur Entwicklung einer gleichgewichtigen Zusammen-
arbeit innerhalb des Atlantischen Bündnisses beizutragen;

— durch die Entwicklung ständiger Abstimmung mit den verschiedenen bestehenden
Gremien.

e) In diesem allgemeinen Zusammenhang wird der ständige Rat auch den bestehen-
den FINABEL-Rahmen berücksichtigen.

f) Bei der Durchführung dieser umfassenden Reorganisation wird es Aufgabe des
Ständigen Rates sein:
— einen genauen Organisationsplan vorzuschlagen der es möglich macht, die für die

Durchführung der obengenannten drei Aufgaben erforderlichen Stellen zu definieren
und aufzuschlüsseln;

— sicherzustellen, daß die verschiedenen vorgeschlagenen Regelungen in bezug auf das
Personal und den Haushalt der Organisation innerhalb des derzeitigen Rahmens blei-
ben, ohne die Handlungsfähigkeit der WEU zu schwächen.

Die Minister haben den Ständigen Rat gebeten, seine Arbeit vor ihrer nächsten Ta-
gung abzuschließen. Sie gaben jedoch ihrem Wunsch Ausdruck, daß in der Zwischenzeit
die neuen Aufgaben so bald wie möglich insgesamt oder teilweise in Angriff genommen
werden.

IV. Kontakte mit Nichtmitgliedstaaten

1.
Die Minister maßen Kontakten zu den Staaten im Bündnis, die nicht Mitglied der WEU
sind, ebenfalls große Bedeutung bei.
2.
Unter Berufung auf die einschlägigen Bestimmungen des geänderten Brüsseler Vertrags,
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insbesondere Artikel IV, wiesen die Minister darauf hin, daß die Präsidentschaft der
WEU für die Unterrichtung dieser Staaten in bilateralem oder multilateralem Rahmen
zustädig ist.

Quel le : Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, Nr. 129 v.
30.10.1984, S. 1138-1141.

8. Schlußfolgerung des Vorsitzes des Europäischen Rates zur 29. Ratstagung
am 3. und 4. Dezember 1984 in Dublin

Wirtschaftliche und soziale Lage

Der Europäische Rat begrüßte es, daß dem Problem der Arbeitslosigkeit in dem vor kur-
zem veröffentlichten jährlichem Wirtschaftsbericht der Kommission der Vorrang einge-
räumt wurde. Er unterstützt deshalb die ausgewogenen Leitlinien in diesem Bericht, der
einen Rahmen für eine konsequente Wirtschaftspolitik zur Verbesserung der Angebots-
und Nachfragesituation darstellt; er ist der Auffassung, daß diese Leitlinien umgehend in
die Tat umgesetzt werden sollten.

Er kam insbesondere überein, daß der Rat in der entsprechenden Zusammensetzung
— eine Überprüfung der Beschäftigungspolitik zur Neuorientierung der Ausbildung auf

die Bereiche, in denen Arbeiskräfte benötigt werden, einleitet und Schritte zur Förde-
rung der Arbeitsplatzmobilität und des Unternehmertums, insbesondere unter der Ju-
gend, unternimmt;

— Schritte zur Vervollständigung des Binnenmarktes, einschließlich der Anwendung eu-
ropäischer Normen, unternimmt;

— beschleunigt die Maßnahmen zur Verstärkung der Rolle der ECU weiterprüft und das
europäische Währungssystem auf der Grundlage der entsprechenden Mitteilungen der
Kommission weiterentwickelt und vervollständigt;

— die vom Europäischen Rat auf seinen Tagungen in Brüssel und Fontainebleau im Be-
reich der Verkehrspolitik vereinbarten festen politischen Verpflichtungen unverzüg-
lich erfüllt;

— weitere Maßnahmen zur Verstärkung der technologischen Grundlage der Gemein-
schaft und zur Wiederherstellung der Wettbewerbsfähilgkeit festlegt; zu diesem
Zweck wird die Kommission ersucht, dem Europäischen Rat auf seiner nächsten Ta-
gung den Entwurf eines entsprechenden Aktionsprogramms vorzulegen.

Der Europäische Rat kam überein, daß die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten Maß-
nahmen, einschließlich der Konzertierung der Wirtschaftspolitik, treffen, die gemäß dem
Wortlaut der Präambel des Römischen Vertrags darauf abzielen, den Abstand zwischen
einzelnen Gebieten und den Rückstand weniger begünstigter Gebiete zu verringern.

Im Hinblick auf eine etwaige Verzögerung bei der Wiederankurbelung von Leistung
und Beschäftigung in Europa und auf weltweiter Ebene ersuchte der Europäische Rat
ferner den Rat (Wirtschafts- und Finanzfragen) und die Kommission, die auswärtige Ent-
wicklung beständig zu verfolgen. Er ersuchte sie, ihm auf seiner nächsten Tagung im
März Bericht darüber zu erstatten, welche Maßnahmen für die Gemeinschaft in Betracht
kommen oder gegebenenfalls schon eingeleitet worden sind, um das Ziel einer beständi-
gen Zunahme der tatsächlichen und der potentiellen Wachstumsrate der Gemeinschaft
zugunsten der Beschäftigung zu erreichen.
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Schlußfolgerungen des 29. Europäischen Rates in Dublin

Umwelt
Der Europäische Rat ersuchte die Minister für Umweltfragen, auf der Ratstagung am 6.
Dezember ihr möglichstes zu tun, um zu einer Einigung über die Leitlinien für eine Ge-
meinschaftspolitik zur Verringerung des Bleigehalts in Benzin sowie der Schadstoffemis-
sionen der Kraftfahrzeuge zu gelangen.

Der Rat kam überein, daß auf seiner nächsten Tagung im März 1985 eine eingehende
Diskussion über Umweltfragen stattfinden wird.

Ad-hoc-Ausschuß für institutionelle Fragen

Der Europäische Rat nahm Kenntnis vom Zwischenbericht des Ad-hoc-Ausschusses für
institutionelle Fragen.

Er erkannte seine hohe Qualität an und stellte fest, daß der Ausschuß seine Arbeit
fortsetzen sollte, um zu einem Höchstmaß an Übereinstimmung zu gelangen. Der Rat
kam überein, daß der Zwischenbericht veröffentlicht wird.

Der Europäische Rat hat den Ausschuß ersucht, bis zu seiner nächsten Tagung im
März 1985 seine Arbeit abzuschließen und einen Bericht vorzulegen der nach einer ersten
Prüfung auf der genannten Tagung Hauptgegenstand der Beratungen des Europäischen
Rates im Juni 1985 sein wird.

Ad-hoc-Ausschuß für ein Europa der Bürger

Der Europäische Rat nahm den Zwischenbericht dieses Ausschusses mit Interesse zur
Kenntnis und ersuchte den Ausschuß, dem Europäischen Rat im März nächsten Jahres
einen weiteren Bericht zu unterbreiten.

Bericht des Rates über die Europäische Union

Der Europäische Rat genehmigte den Jahresbericht über die europäische Union. Dieser
Bericht wird, wie in der feierlichen Deklaration zur Europäischen Union vorgesehen,
dem Europäischen Parlament zugeleitet.

Hungersnot in Afrika

Angesichts der ernsten Schwierigkeiten, mit denen zur Zeit viele Länder in Afrika zu
kämpfen haben, insbesondere Länder wie Äthiopien oder die Länder der Sahel-Zone,
die unter den Auswirkungen einer beispiellosen Dürre und den verheerenden Folgen der
Unterernährung und der Hungersnot zu leiden haben, hebt der Europäische Rat die
Dringlichkeit aufeinander abgestimmter internationaler Maßnahmen hervor.

Der Europäische Rat ist der Ansicht, daß in der Zeit bis zur nächsten Ernte von der
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten insgesamt 1,2 Millionen t bereitgestellt werden
sollten.

Die Kommission wird nach Konsultationen mit den Mitgliedstaaten zur Ermittlung der
von den Mitgliedstaaten bereitzustellenden Getreidemenge dem Rat einen Vorschlag für
zusätzliche Gemeinschaftsanstrengungen vorlegen, die zur Erreichung der 1,2 Millionen t
erforderlich sein könnten; der Europäische Rat ersucht den Ministerrat, auf der Grundla-
ge eines solchen Kommissionsvorschlags die notwendigen Beschlüsse zur Erreichung der
Gesamtmenge von 1,2 Millionen t zu fassen.

Der Europäische Rat appelliert an die anderen Geberländer, ähnliche Anstrengungen
wie die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten zu unternehmen, damit der Gesamtbedarf
dieser Staaten, der gegenwärtig auf 2 Millionen t geschätzt wird, gedeckt werden kann.

Der Europäische Rat hebt hervor, daß es einer dringenden Aktion bedarf, um in den
nächsten Monaten drohende Versorgungsengpässe zu vermeiden.
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Er stellt fest, daß eine bessere Koordinierung zwischen der Gemeinschaft, ihren Mit-
gliedstaaten, anderen Geberländern und nichtstaatlichen Organisationen erforderlich ist,
um die Effizienz und das Tempo der Durchführung der Soforthilfemaßnahmen zu erhö-
hen, und ersucht die Kommission die Inititative für entsprechende Maßnahmen zu ergrei-
fen.

Der Europäische Rat erkennt an, daß umgehend Maßnahmen zur Beschleunigung und
Unterstützung des Wiederaufbauprozesses in den afrikanischen Ländern und zur aktiven
Unterstützung ihrer Bemühungen um die Selbstversorgung mit Nahrungsmitteln und um
die Ernährungssicherheit seitens der Gemeinschaft ergriffen werden müssen; dies gilt
auch für die Durchführung langfristiger Maßnahmen zur Bekämpfung der Dürre und der
Wüstenbildung.

Der Europäische Rat hebt den Willen der Zehn hervor, bei allen internationalen Ver-
handlungen Initiativen zur Stärkung der Solidarität zwischen den Industrieländern und
den Ländern der dritten Welt zu unterstützen und damit die Entwicklung zu fördern.

Er begrüßt die vor kurzem von der UN-Generalversammlung verabschiedete Erklä-
rung zur kritischen wirtschaftlichen Lage in Afrika.

Er nimmt mit Befriedigung von dem erfolgreichen Abschluß der Verhandlungen über
die Erneuerung des Abkommens von Lome Kenntnis, welches die Europäische Gemein-
schaft, ihre Mitgliedstaaten und die Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazi-
fischen Ozean miteinander verbindet. Der Umstand, daß die bisherigen Fortschritte kon-
solidiert worden sind, ist ein Beweis für die Intensität und die Kraft dieser Zusammenar-
beit.

Anlage II
Erklärung des griechischen Ministerpräsidenten auf der Tagung des Europäischen Rates in
Dublin am 4. Dezember

1.2.16. Die griechische Delegation stimmt der Erweiterung nicht zu, solange die Ge-
meinschaft keinen zufriedenstellenden Standpunkt zu den integrierten Mittelmeerpro-
grammen einnimmt. Diese Haltung der griechischen Delegation gilt auch für Wein.

Quel le : Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, Nr. 154 v.
13.12.1984, S. 1353-1356.

9. Entschließung des Europäischen Parlaments zur Ablehung des Entwurfs des
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Gemeinschaften für das Haushalts-
jahr 1985 vom 13. Dezember 1984

Das Europäische Parlament

A. in Kenntnis des vom Parlament in erster Lesung am 14. November 1984 mit Abände-
rungen und Änderungsvorschlägen versehenen und vom Rat am 29. /30. November
1984 (Dok. 2-1150/84) geänderten Entwurfs des Haushaltsplans (Dok. 1-700/84),

B. unter Hinweis auf seine in seiner Entschließung vom 13. März 19841 enthaltenen und
in seinen Beschlüssen vom 14. November 1984 — seiner ersten Lesung des Entwurfs
des Haushaltsplans 19852 — konkretisierten Haushaltsprioritäten für 1985,

C. in Kenntnis des Berichts seines Haushaltsausschusses (Dok. 2—1185/84),
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EP-Ablehnung des Haushaltsplans 1985

1. ist der Ansicht, daß ein Haushaltsplan, der keinen zwölf monatigen Einnahmen- und
Ausgabenzeitraum abdeckt, nicht annehmbar ist;

2. erinnert daran, daß ein jährlicher Haushalt darüber hinaus die finanziellen Konse-
quenzen der geltenden Rechtsvorschriften und der gefaßten Beschlüsse wiedergeben
muß;

3. lehnt aus diesen schwerwiegenden Gründen den Entwurf des Gesamthaushaltsplans
der Europäischen Gemeinschaften für das Haushaltsjahr 1985 ab und fordert, daß ihm
ein neuer Entwurf vorgelegt wird;

4. fordert die Kommission auf, dieses Verfahren einzuleiten.
Der Entwurf des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Gemeinschaften für das

Haushaltsjahr 1985 ist somit abgelehnt.
Das Parlament beantragt gemäß Artikel 203 Absatz 8 des EWG-Vertrags, daß ihm ein

neuer Entwurf unterbreitet wird.

1 ABI. der EG, C 127 v. 14.5.1984.
2 Zweiter Teil des Protokolls der Sitzung v. 14.11.1984.

Quel le : ABI. der EG, C 12 v. 14.1.1985, S. 90f.
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